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Preis: 3,00 DM 


Heidi Lippmann, MdB, berichtet von ihrer 2. Reise nach Genua 


Umgehende Entlassung der Gefangenen 
von Genua und bedingungslose Einstellung 


aller Verfahren! 


Im Nachgang zu meiner Genuareise vom 
31.7.-2.8.01 reiste ich am 16./17.8.01 erneut 
nach Genua, um die dort inhaftierten deut- 
schen Gefangenen zu besuchen. Begleitet 
wurde ich wiederum von Frau Generalkon- 
sulin Mayer-Schmalburg, die an den Ge- 
sprächen mit den Gefängnisleitungen und 
der Staatsanwaltschaft beteiligt war. Im Mit- 
telpunkt meines derzeitigen Besuchs stan- 
den 

- zwei Besuche bei den 7 weiblichen Inhaf- 
tierten in Pontedecimo 

- Gespräche mit den 9, nach der Entlassung 
von Christian aus Oberhausen, jetzt noch 8 
männlichen Gefangenen im Marassi-Ge- 
fängnis 

- Gespräch mit einem Anwalt der 10er Grup- 
pe 

- Gespräch mit dem Leitenden Staatsanwalt 
Pellegrino 

- Gespräch mit Angehörigen und dem EA 
Genova 


Die Ausgangslage 


Von den bei meinem ersten Besuch ur- 
sprünglich 51 im Rahmen des G-8-Gipfels 
Inhaftierten sind zwischenzeitlich bis auf 15 
deutsche Staatsangehörige alle anderen 
nach positiver Haftbeschwerde entlassen 
und bis auf die beiden italienischen Inhaf- 
tierten abgeschoben worden. Dieses betrifft 
neben den Angehörigen der internationalen 


Volx-Theatergruppe (No-Border-Karawane) 
- darunter die beiden in Österreich lebenden 
bzw. studierenden deutschen Staatsan- 
gehörigen Martin und Robert - Angela und 
Christian aus Oberhausen, Joachim aus 
München und drei junge Männer aus dem 
sächsischen Freiberg. Christian wurde im 
Anschluss an meinen Besuch im Marassi- 
Gefängnis entlassen und per Flugzeug ab- 
geschoben, so dass ich vorher noch die Mög- 
lichkeit hatte mit ihm zu reden. 

Angeklagt waren oder sind fast alle we- 
gen Zerstörung und Plünderung ($ 419) und 
Mitgliedschaft im sog. Black Bloc, einer laut 
italienischer Justiz „kriminellen Vereini- 
gung“ (S 416). Alle bis auf einen, der bei dem 
Überfall auf die Schola Diaz verhaftet wur- 
den, wurden am Sonntag oder Montag nach 
den Gipfelveranstaltungen in oder außer- 
halb Genuas festgenommen. 

Bei den 15 deutschen Staatsangehörigen 
wurde die Haftbeschwerde abgelehnt und 
der weitere Vollzug von Untersuchungshaft 
angeordnet. Hierbei handelt es sich um die 
10er-Gruppe : 

e Alexandra, 27, Psychologiestudentin, 

Berlin 
e Almut, 25, Studentin, Berlin 
e Ulrike, 26, Arbeiterin, Berlin 
e Christine, 24, Studentin, Berlin 
e Petra, 31, Mutter, Berlin 
e Inge, 31, Masseurin, Bremen 


Herausgegeben von 
Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 


BIETE EEE 


USA: Mumia vor Gericht 8 


Türkei: Uber 300 Tage 14 
Todesfasten 


Baskenland: Die Gedanken 
kehren immer wieder 15 
ins Gefängnis zurück 


e Mona, 27, Promotions-Studentin Bremen 
e Sven, Bremen 

e Hendrik, Leverkusen 

e Karsten, Bochum Sowie um: 

e Michael, 20, Leipzig 

e Michael David, 20, Leipzig 

e Peter, 18, Leipzig 

e Viktor, Berlin 

e Björn, 18, Abiturient, Schwelm 


Haftbedingungen: 


Pontedecimo 

Die Haftbedingungen der 7 Frauen sind un- 
verändert und vergleichsweise gut. Sie ha- 
ben dreimal täglich die Möglichkeit zum ge- 
meinsamen Freigang, sind in 2 sich ge- 
genüberliegenden Zellen untergebracht (1 x 
3, 1x4 Frauen), Kontaktmöglichkeiten nach 
außen (1 Telefonat pro Woche, Besuche, 
Briefe) entsprechen den Regeln des ital. 
Strafvollzugs. Kontakte zu anderen Mitge- 
fangenen sind möglich, von denen viele sich 
solidarisch verhalten. 

Marassi 

Die neun Männer sind in einer Gemein- 
schaftszelle untergebracht, durch die Ent- 
lassung von Christian jetzt zu acht. Anson- 
sten sind die Haftbedingungen sehr eng an 
die Strafvollzugsregelungen angelehnt bzw. 
liegen darunter, die Freigangmöglichkeiten 
werden auf maximal 40 Minuten täglich be- 
schränkt. Die ärztliche Versorgung lässt zu 
wünschen übrig, darüber hinaus gibt es 
Schwierigkeiten mit einigen Vollzugsbeam- 
ten. Hierüber sprachen wir mit der Gefäng- 
nisdirektorin. Die psychische Situation meh- 
rere Gefangener ist durch die in Folge der 
physischen und psychischen Misshandlun- 
gen ausgelösten Traumatisierungen wäh- 
rend der Verhaftung und im Polizeigewahr- 
sam und durch die Haftbedingungen beein- 
rächtigt. Eine psychologische Betreuung, 
z.B. durch erfahrene Vertreter von Organi- 
sationen für Folteropfer wäre wünschens- 
wert. (...) 


Sprachliche Probleme 


Dabei wurde noch einmal deutlich, dass die 
mangelnde sprachliche Verständigung ein 
schwerwiegendes Problem darstellt. So 
wurde bei den mündlichen Verhandlungen 
nur teilweise ins Deutsche übersetzt, die 
Qualität der Übersetzung war teilweise sehr 
schlecht. Auch die Kommunikation mit den 
Anwälten gestaltet sich durch fehlende Ita- 
lienisch-Kenntnisse der Inhaftierten mühl- 
selig. Die meisten Dokumente, wie z.B. der 
Haftbefehl, die Anklagepunkte, das Ergeb- 
nis der Haftbeschwerde werden lediglich in 
italienischer Sprache ausgefertigt. Hier 
muss dringend Abhilfe geschaffen werden 


Die Anklage am Beispiel der 
10er-Gruppe 

Ausführlich besprach ich mit den 10 Inhaf- 
tierten, deren Haftbeschwerde als erstes ab- 


gelehnt wurde, und ihrem Anwalt und teil- 
weise mit dem Staatsanwalt die gegen sie 
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Resolution der 6- e 
Gefangenen von Genua 


Wir verurteilen. 


$ Die oe der ed 
in der Schola Diaz und bei Festnahmen . 


.an anderen Orten 


e Die Mischandlungen. die Androhung - 
. xueller Gewalt, den Psychoterror, den 
- Schlafentzug, die Beleidigungen und Be- 


- schimpfungen im Polizeigewahrsam. 
© Die Androhung und Ausübung von Ge- 


 waltum ‚Aussagen und Unterschriften u . 
. 2,06. Die Einstellung aller Verfahren 


erzwingen a 
‚Wir protestieren 


, a ae ice Gründen. . 


erhobenen Vorwürfe, die ausschließlich auf 
Indizien beruhen. 

In der Ablehnung der Haftbeschwerde 
wird festgestellt, dass gegen sie nach Art. 
274 der ital. Strafprozessordnung Haft- 
gründe bestehen. Demnach liegen gegen sie 
gravierende Indizien vor, die eine Zu- 
gehörigkeit zum „Black Bloc“ vermuten las- 
sen. Es wird festgestellt, dass in ihren Fahr- 
zeugen sog. suspekte Gegenstände sicher- 
gestellt wurden, sie ihre Anwesenheit in Ge- 
nua an den Tagen des G8-Gipfeltreffens 
nicht überzeugend und schlüssig erklären 
konnten. Infolgedessen wird vermutet, dass 
sie an den sog. Krawallen und Verwüstun- 
gen des „Black Bloc“ in Genua beteiligt wa- 
ren. 

Es folgen einige Definitionen des „Black 
Bloc“, einige Hinweise zu seiner Geschich- 
te, seiner Gliederung sowie Hierarchie, sei- 
ner Kampftaktik und seinen Zielsetzungen, 
die zum großen Teil aus dem Internet stam- 
men, jedoch von Staatsanwalt und Ermitt- 
lungsrichter als Grundlage genommen wer- 
den. Aus den gewonnenen Erkenntnissen 
wird der Schluss gezogen, dass der „Black 
Bloc“ als kriminelle Vereinigung (Art. 416 
des italienischen Strafgesetzbuchs = Codice 
Penale, kurz CP) anzusehen ist. Daraus folgt, 
was die reinen Indizien angeht, dass es in 
Beug auf den 8 416 CP hinreichend erscheint, 
den Black Bloc unter den Tatbestand „As- 
sociazione per delinquere“, § 419 CP einzu- 
ordnen, d.h. „Gruppen von Personen, die 
sich mit krimineller Zielsetzung (Zerstörung) 
zusammengeschlossen haben und die ge- 
meinsame Interessen haben (Kampf gegen 
Globalisierung indem sie Eigentum zer- 
stören, städtisches Zubehör in Waffen ver- 
wandeln, sich unter die Demonstranten mi- 
schen, mit dem Ziel eine starke Solidarität 
herzustellen, die sie ihrerseits demonstrie- 
ren) auch unabhängig und außerhalb der ef- 
fektiven Ausführung einzelner vorprogram- 
mierter Straftaten, weshalb keine komplexe 
Organisation der Mittel vonnöten ist, es 
reicht auch eine einfache, elementare Vor- 
bereitung der Mittel...“ 


— — . aan dass u uns s falsche Beweisstücke 


„untergeschoben wurden . 
` ° Gegen die anfängliche Kommanikati- 
.  onssperre und die mangelnde Auf- 
nn über ı unsere > Rechte i in n Haft 


. einer ie ns | 
o Gegen die politische Kriminalisierung 


Wir fordern nn 
= e% Die bedingungslose Freilassung aller; im 


Zusammenhang mit dem G8- an er 
haftierten =- | 


. Die Herausgabe aller Bersönlichen. ge 
e Gegen das unberechtigte Festhalten; o | 
hierbei handelt es sich um einen Frei- 


. genstände und Fahrzeuge. 
Wir protestieren gegen. die politische K Kri- 
mmalsierung o ! 


In dem vorliegenden Fall muss das Gericht 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft und mit 
Zustimmung der Ermittlungsrichter prüfen, 
ob schwerwiegende und übereinstimmende 
Indizien gegen die Beschuldigten vorliegen, 
die den Straftatbestand der kriminellen Ver- 
einigung bestätigen. In dem Text folgt pau- 
schal eine Beschreibung der vom „Black 
Bloc“ in Genua angerichteten Verwüstun- 
gen. Es folgt eine Auflistung von sicherge- 
stellten Gegenständen mit dem mutmaßli- 
chen Verwendungszweck. 

Zur Erinnerung: Die 10 sind 2 Tage nach 
Beendigung der Gipfelveranstaltungen 40 
km außerhalb von Genua festgenommen 
worden, wo sie am Rande einer Straße ihre 
2 Campingmobile (1 umgebauter UPS- 
Transporter, ein ähnlicher Mercedes-Trans- 
porter, beide älteren Datums, einer mit dem 
Symbol der Toten Hosen verziert) geparkt 
hatten und dabei waren, zu kochen. Dass sie 
sich abseits der offiziellen Touristenrouten 
und nicht auf einem öffentlichen Camping- 
platz, wird als suspekt bewertet. 


Die Indizien 


Durch Recherchen der Rechtsanwälte stell- 
te sich jetzt heraus, wie selektiv Gegenstän- 
de, deren Besitz den Gefangenen als schwer- 
wiegende Vorwürfe unterstellt werden, be- 
schlagnahmt wurden. Ich bin von den In- 
haftierten und ihrer anwaltlichen Vertretung 
autorisiert, die folgende Liste der Indizien zu 
veröffentlichen mit dem jeweiligen mut- 
maßlichen Verwendungszweck (kursiv) und 
Erklärungen, die die Inhaftierten, ihre An- 
wälte und eine Mutter mir gegenüber ge- 
macht haben. Zum Teil wurden die Argu- 
mente bereits vor Gericht vorgetragen. Da 
den Gefangenen keine Protokolle ihrer Aus- 
sagen vorliegen, ist eine richtige Wiederga- 
be nicht überprüfbar. Grundlage für die fol- 
genden Ausführungen ist eine Inhaltsanga- 
be des Auswärtigen Amtes, die Frau Gene- 
ralkonsulin Meyer-Schalburg den Gefange- 
nen aushändigte (ohne Gewähr) und die sie 
mir mit Anmerkungen versehen zurückga- 
ben sowie eine Übersetzung der Haftbe- 


schwerde. Die Erklärungen sind fett ge- 
druckt: 


1. Flugblätter und Informationsmaterial 
Beweis für Zugehörigkeit zu Demonstran- 
tengruppen, aber auch zum „Black Bloc“, da 
dessen Mitglieder sich unter „normale“ Pro- 
testierende zu mischen versuchen 

2. Infomaterial und Stadtpläne von Genua 
Indiz für die Notwendigkeit, sich in Genua 
gut bewegen zu können 

3. Infomaterial zur medizinischen Versor- 
gung und zu juristischem Beistand nach 
eventuellen Zusammenstößen mit der Poli- 
zei 

Kein Beweis für die Zugehörigkeit zum 
„Black Bloc“, jedoch für die Bereitschaft, zu 
einer körperlichen Konfrontation mit der 
Polizei zu kommen. 

Alle Inhaftierten haben erklärt, dass sie 
sich - wie über 200.000 anderer Menschen 
- in Genua aufhielten, um an den verschie- 
denen Veranstaltungen teilzunehmen. Die 
0.8. „Indizien“ wurden ebenso wie Flug- 
blätter verschiedenster Gruppen überall in 
der Stadt verteilt. Es war quasi eine Samm- 
lung von Infos, deren Inhalt zum großen Teil 
aufgrund der Sprache nicht verstanden wur- 


Wir trauern um Helga Prauss, 


die am 31. Juli 


plötzlich verstorben ist. 


Helga hat nach der Verhaftung ihres Sohnes Rico viele 
Jahre mit uns in der Angehörigengruppe der politischen 
Gefangenen zusammengearbeitet. Von Anfang an 

ging es ihr nicht nur um ihren Sohn, sondern um alle 


Gefangenen. 


Helga ist oft mit uns auf die Strasse gegangen, sprach 
auf Kundgebungen und hat viele Aktionen mit 
organisiert. Mit all ihrer Kraft setzte sie sich für die 
Verbesserung der Haftbedingungen der Gefangenen 
ein. Sie hat sich selbst sehr intensiv mit den politischen 
Zielen der Gefangenen und ihrer Organisationen 
beschäftigt, viele Diskussionen angeregt und der 
Angehörigengruppe neue Impulse gegeben. 


Oft war sie zornig über die herrschenden Verhältnisse. 
Der Zorn gab ihr aber auch Energie, für bessere Haft- 
bedingungen und für die Freilassung zu kämpfen. 


Sie hat es sich nicht leicht gemacht. 


Wir werden Helga nicht vergessen. 


Die Angehörigen der politischen Gefangenen. 


22.08.2003 


de. Darüber hinaus ist es eine Selbstver- 
ständlichkeit, Karten und Stadtpläne dabei- 
zuhaben, wenn man sich in einer fremden 
Stadt bewegt. 

4. Eine beträchtliche Anzahl von zu Waffen 
umfunktionierbaren Gegenständen, wie z.B. 
Zimmermannshammer, große Dietriche, 
Brechstangen, Engländer, Ketten, Steine und 
kleinere Messer (all diese Werkzeuge wären 
als Campingausrüstung ungeeignet) 


Schwerwiegende Indizien 


Die Hammer könnten benutzt worden sein, 
um Schaufenster oder Autoscheiben einzu- 
schlagen, die Brechstangen, um Türen aus- 
zuhebeln und Pflastersteine herauszubre- 
chen; die Steine als Geschosse für Schleu- 
dern 

Vorab sei festgestellt, dass die Festge- 
nommen mit den 2 Campingmobilen für 
mehrere Wochen unterwegs sein wollten 
und eine komplette Campingausrüstung 
einschließlich eines großen Zeltes bei sich 
hatten. Da es sich um alte Fahrzeuge han- 
delt, waren zwei große Werkzeugkisten an 
Bord, in denen sich u.a. auch Hammer, z.B. 
für Reparaturen an der Bremstrommel oder 
auch zum Einschlagen von Zelt-Heringen 


Zelt befanden. Laut Erklärung der Mutter ei- 
nes der Gefangenen handelt es sich um ein 
Sammelsurium von Werkzeugen aus dem 
Bestand ihres Mannes, der 40 Jahre bei ei- 
nem Autohersteller gearbeitet hat. 

Bei den „Steinen“ handelt es sich um klei- 
ne Ziersteine in einem ungeöffneten Netz, 
noch mit Preisschild ausgezeichnet, der 
größere Stein war am Strand aufgesammelt 
worden und sollte ein Mitbringsel für die 
Tochter von Petra werden. 

Die „kleineren Messer“ waren dem Be- 
steckkasten entnommen, in dem sich natür- 
lich auch Löffel und Gabel befanden... 
5. Gerät für den persönlichen Schutz und die 
medizinische Selbstversorgung Schwerwie- 
gendes Indiz, da die Mittel zum persönlichen 
Schutz und insbesondere die zum Beinschutz 
den aktiven Plan voraussetzen bis zur kör- 
perlicher Auseinandersetzung mit dem Geg- 
ner zu gehen. 

Bei einer Gruppe von 10 Personen, die 
mehrere Wochen unterwegs ist, wäre es fahr- 
lässig, keine Reiseapotheke dabei zu haben. 
Bei dem „Beinschutz“ handelt essich um ein 
paar Wadenschoner, die gern von Fußbal- 
lern benutzt werden. Und auch hier wieder 
- ein paar Wadenschoner für 10 Personen ... 


WroclawAus Anlass der Tötung von Carlo Giuliani am 20. Juli in Genua und um welt- 
weit für die Freilassung der Gefangenen von Genua zu mobilisieren, fanden am 20. 
August in der BRD und weltweit zahlreiche kleine und größere Aktionen statt, so in: 
Kiel, Hamburg, Bremen, Berlin, Wolfsburg, Greifswald, Cottbus, Dresden, Hamm, Gel- 
senkirchen, Bielefeld, Kamen, Düsseldorf, Leverkusen, Köln, Mainz, Mannheim, Zwei- 
brücken, Saarbrücken, Nürnberg, München, Konstanz ... . 
Und in Madrid, Vilnius (Litauen), Luxemburg, Wroclaw (Polen), Lugano ... 

Zahlreiche Berichte finden sich bei: http://de.indymedia.or 


6. Ei ine größere Anzahl von a: Klei- 
dungsstücken und Mitteln der Verkleidung 
wie Hasskappen, Schals und Perücken 
Schwerwiegendes Indiz für die gegensei- 
tige Erkennung und zur Vermummung Die 
Erklärung der 10 Beschuldigten, dass 
schwarze Kleidungsstücke und auch Kapu- 
zenpullover normale Bekleidungsstücke sei- 
en, ließ das Gericht ebenso wenig gelten wie 
die, dass der Besitz 1 Hasskappe und 1 
Perücke (im übrigen zu Verkleidungs- 
zwecken) zur Vermummung von 10 Perso- 
nen ja wohl ungeeignet seien. Und auch die 
dicken schwarzen Bekleidungsstücke „trotz 
sommerlichen Wetters“ sind erklärbar, wenn 
man im kühlen Deutschland losfährt und 
längere Zeit unterwegs sein will. 
7. Dosen und Flaschen mit Lacksprays 
Ein weiteres schwerwiegendendes Indiz, 
dass unter die Taktik des „Black Bloc“ fällt, 
die Wände der Stadt als Tafeln für ihre Pa- 
rolen zu nutzen. Und 4 Spraydosen mit 
schwarzem, rotem und blauen Lack sind völ- 
lig unverhältnismäßig und mit der beim Ver- 
hör angegebenen Rechtfertigung, die Cam- 
per neu zu lackieren, nicht vereinbar Die 
Aussage hierzu lautet, die Farben für Aus- 
besserungsarbeiten und nicht für eine Neu- 
lackierung nutzen zu wollen. Übrigens, die 
Dosen waren zum Teil noch original ver- 
packt, ausschließlich in den Farben der 2 
Campingmobile. Dass auch Lackierrollen 
und Pinsel an Bord waren, stellten erst die 
Rechtsanwälte fest... 
8. Ein Film mit 17 Fotos 
Schwerwiegendes Indiz, da es von der An- 
wesenheit eines Teils der Beschuldigten am 
Ort der Aktionen des „Black Bloc“ zeugt. Fo- 
tos einiger der Beschuldigten neben einem 
umgestürzten und in Brand gesteckten Au- 
to, von einem zerstörten Bancomaten und 
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von der Fassade einer Bank, von Ver- 
mummten sind Indizien für die Dokumen- 
tierung der Aktionen des „Black Bloc“ und 
von kriegerischen Ritualen und können als 
Mittel zur kritischen Nachbereitung gelten 
Scheinbar ist es in Italien üblich, dass ge- 
walttätige Aktivisten mit Fotoapparaten 
rumlaufen und sich selbst ablichten. Übri- 
gens ist eines der Motive, dass sich auf dem 


Solidaritätskonten 


Die UnterstützerInnen. der Gefangenen 
“haben sich auf ein gemeinsames bundes- 
weites Konto für die Solidaritätsarbeit 
verständigt. in, 

‚Politisches Bewusstsein e.V. 
Kontonummer: 10 40 40 100 
Bankleitzahl : 375 51 440 

Sparkasse Leverkusen 

‚Stichwort: Genua-Gefangene ; | 
 Spendenquittungen können | ausgestellt 
„werden: 

Kontakt: 

: Politisches Bewusstsein e V 
Postfach 30 07 37 

-51336 Leverkusen = 
politisches. bewusstsein@gmk. de 

in vereinskonto auf das ab solit 


gedacht. für die. Anwal- n fi nkl. dol- 
= ie en für r ggf anfallende 


Für die Unterstützung der co 


hat auch die Rote Hilfe e.V. ein bundes- 
Si Solidaritätskonto \ 


bank Dortmund BLZ 440 100 46 Stich- 


oa Genova-Gefangene n 


Film befand, i in n der Zeitschrift „Diario“ - ein 
Special über den G8 in Genua - gleich zwei- 
mal abgedruckt. Einmal als das umgestürz- 
te Auto gerade zu brennen beginnt, einmal 
im ausgebrannten Zustand. Das bei den Be- 
schuldigten gefundene Foto zeigt den PKW 
in ausgebranntem Zustand. 

9. Küchenstreichhölzer und Zigarettenfilter, 
die in den Taschen der beschlagnahmten 
Jacken gefunden wurden 

Ziemlich schwerwiegendes Indiz, da das 
Vorhandensein bedeutet, dass Mittel (Ziga- 
rettenfilter) vorhanden waren, die mitein- 
ander verbunden und auf den Hals einer zu- 
vor mit Benzin gefüllten Flasche gesteckt 
und durchtränkt zu einem zur Herstellung 
eines Molotows unerlässlichen Mittel wer- 
den, zumal diese während der Verwüstun- 
gen in gewaltiger Anzahl angefertigt und 
geworfen worden sind Man nähme statt ei- 
nes Putzlappens oder Taschentuchs also Fil- 
ter und verbinde sie miteinander ... Warum 
einfach, wenn’s auch kompliziert geht? Im 
Gespräch mit dem Staatsanwalt musste ich 
lernen, dass in Italien niemand Eindrehfil- 
ter benutztund er sich nicht vorstellen kann, 
dass Leute, die doch sonst nach seiner Er- 
kenntnis auf ihre Gesundheit bedacht seien, 
so etwas ungesundes wie einen Zigaretten- 
filter zum Zigarettendrehen benutzen könn- 
ten - eine schwerwiegende kulturelle Frage? 
Nebenbei, die Anwälte fanden natürlich 
auch Tabak und Zigarettenpapier .. 

Als weiteres Indiz wird aufgeführt, dass 
alle zehn Beschuldigten verletzt waren, was 
am 23.7. im Krankenhaus dokumentiert 
wurde, wohin sie von der Polizei gebracht 
wurden... Eineschwere Verbrennung der Be- 
schuldigte Christine ..., die zu einem Zeit- 
punkt der heftigsten gerade erst stattgefun- 
denen Zusammenstöße im Krankenhaus be- 


handelt wurde ist ein weiteres Indiz für die 
Teilnahme und dafür, dass sie mit Substan- 
zen zu tun gehabt hat, die eine Verbrennung 
herbeiführen konnten, zum Beispiel die von 
den „Black Bloc“ während ihrer Übergriffe 
entfachten Feuer... 

Man achte auf das Datum der Dokumen- 
tation im Krankenhaus: Sie erfolgte nach 
den schwerwiegenden Misshandlungen im 
Polizeigewahrsam und alle wiesen entspre- 
chende Spuren auf, die mehr oder weniger 
dokumentiert wurden. Die Verbrennung von 
Christine stammt von einem Feuerwerks- 
körper, von dem sie während der Demon- 
stration getroffen wurde, was auch bezeugt 
werden kann. 

Ich führe dieses so detailliert auf, weil hier- 
aus sehr deutlich wird, wie man Straftatbe- 
stände konstruieren kann. Eine Ausführung 
dieses Berichts wird u.a. der Bundesregie- 
rung zugestellt, um nochmals die Notwen- 
digkeit einer umgehenden politischen Inter- 
vention zu verdeutlichen. Den 15 Inhaftier- 
ten drohen während der staatsanwaltlichen 
Ermittlungen Untersuchungshaftstrafen 
von bis zum einem Jahr oder sogar darüber 
hinaus. Auch gegen die bisher aus der Haft 
entlassenen werden die Ermittlungen wei- 
tergeführt. 

Nach meinen Recherchen betone ich aus- 
drücklich: 

e Nicht einer der Inhaftierten wurde im 
Rahmen von gewalttätigen Ausschreitun- 
gen festgenommen. 

e Es ist ein reiner Indizienprozess. 

e Alle Beschuldigungen beruhen auf selek- 
tiv ausgewählten Gegenständen aus den 
Fahrzeugen. Aufgrund dieser wird den Be- 
schuldigten eine Mitgliedschaft in einer kri- 
minellen Vereinigung, dem sog. Black Bloc 
unterstellt. 

e Weitere Beschuldigungen beruhen auf Ge- 
genständen, die untergeschoben wurden. 
Zwei weiteren Inhaftierten wurde in den ver- 
gangenen Wochen immer wieder ein Stem- 
pel aus einer Bank zugeordnet, der erst dem 
einen und dann dem anderen zugeordnet 
wurde/wird. Nach ihrer Beschreibung wur- 
den alle Gegenstände von ca. 10 - 15 Per- 
sonen, die gemeinsam auf einem Platz im 
Genua verhaftet wurden, von den Polizisten 
auf einen großen Haufen geworfen. Im Po- 
lizeigewahrsam versuchte man mehrfach, 
den Festgenommen fremde Gegenstände, 
u.a. diesen Stempel in die Hand zu drücken, 
um so Fingerabdrücke zu erhalten. 

In diesem Zusammenhang ist auch das Ab- 
schneiden von Haaren bei fünf der Beschul- 
digten zu hinterfragen, die zu DNA-Analy- 
sen genutzt werden könnten. 

e DasKonstrukt des „Black Bloc“ beruhtzum 
größten Teil aus Informationen, die dem In- 
ternet entnommen sind. 

e Besonders fraglich ist die Weitergabe von 
polizeilichen Erkenntnissen der deutschen 
Polizei an italienische Polizeibehörden. Wie 
Staatsanwalt Pellegrino mir mitteilte, sei es 
vollkommen normal, dass italienische Poli- 
zeibehörden Anfragen bei der deutschen Po- 
lizei stellen, so z. B. um herauszufinden, ob 
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es eor ibere eine name von Be 
schuldigten bei Demonstrationen in Göte- 
borg oder Prag gäbe, über vorherige poli- 
zeiliche Ermittlungen, Mitgliedschaften in 
kriminellen Vereinigungen usw. 

e Im Fall einer Verurteilung drohen den An- 
geklagten Haftstrafen von 8 - 15 Jahren auf- 
grund von fadenscheinigen Indizien. Im 
übrigen handelt es sich bei der Staatsan- 
wältin um eine sog. Mafia-Expertin. 

e Ziel der Prozesse ist die Festschreibung der 
Konstruktion eines sog. „Black Bloc“. Diese 
wird als „politisch reife, nichthierarchische, 
militante Gruppe“ (Zitat: SECCOLO XIX) be- 
schrieben, die sich aus autonom agierenden 
Kleingruppen zusammensetzt. Dafür sollen 
die Angeklagten als Paradebeispiel herhal- 
ten. Gesetze aus dem Anti-Terrorismus- und 
Mafia-Bereich sollen auf den sog. „Black 
Bloc“ angewandt werden bzw. um neue Ge- 
setze zu dessen Bekämpfung erlassen zu 
können. Dazu muss seine Existenz in dieser 
Form erst einmal „bewiesen“ 
werden, wozu die Beschul- 
digten herhalten sollen. 

e Es soll ein Exempel statu- 
iert werden, das der Krimina- : 
lisierung und Spaltung der ; 
immer stärken Protestbewe- 
gung der Globalisierungskri- 
tiker dienen soll. 


All die 0.g. Punkte benötigen 
eine breite politische Debat- 
te. Die berechtigte und drin- 
gend erforderlich Kritik an 
der Globalisierungspolitik 
der G8 darf nicht zum Anlass 
genommen werden, die ge- 
samte Bewegung zu krimina- 
lisieren und zu spalten. 

Die Gefangenen wünschen 
ausdrücklich breite Bündnis- 
se, in denen eine gesamtpo- | 
litische Auseinandersetzung 
stattfindet. 

Die Bundesregierung, der 
Bundestag, Europäische In- 
stitutionen und Regierungen 
sind u.a. aufgefordert, sich 


für eine umgehende Entlassung der Gefan- 
genen von Genua und eine bedingungslose 
Einstellung aller Verfahren einzusetzen, ei- 
ne internationale Untersuchungskommissi- 
on einzurichten, die zwischenstaatliche Po- 
lizeizusammenarbeit offen zu legen, die 
schweren Menschenrechtsverletzungen und 
die Ermordung Carlo Guiglianis zu verur- 
teilen. 

Zum Schluss gebe ich erneut die Resolu- 
tion, die bereits als Ergebnis meines 1. Be- 
suches veröffentlicht wurde, zur Kenntnis. 
Zwischenzeitlich haben alle Gefangenen 
von Genua diese autorisiert. (s. S.2) 
Göttingen, den 19. August 2001 
Heidi Lippmann 
Leiterin der AG Internationale Politik der 
PDS-Bundestagsfraktion 


Sofortige Freilassung 
gefordert 


170 Einzelpersonen, Initiativen und Grup- 
pen aus Europa, den USA und Mexiko for- 
dern die sofortige Freilassung aller immer 
noch inhaftierten AktivistInnen der Gege- 
naktivitäten zum G8-Gipfel in Genua. 


Das Spektrum der Unterstützer ist genauso 
breit wie die sogenannte „Antiglobalisie- 
rungsbewegung“. Von Gewerkschaften über 
SPDler, Grüne, PDSler, ökologische und lin- 
ke Initiativen, Menschenrechtsorganisatio- 
nen und Fraueninitiativen bis hin zu anti- 
faschistischen und autonomen Gruppen un- 
terstützen alle die Forderungen: 

e sofortige Freilassung der weiterhin inhaf- 
tierten Personen 

e Löschung aller Daten, einschließlich der 


Fingerabdrücke und Fotos aller Festgenom- 
menen . 
e eine Untersuchung der Polizeigewalt durch 
eine unabhängige internationale Kommissi- 
on 

Ein Sprecher der Soligruppe Genua 2001: 

„Neben unserer Initiative wurden schon 
hunderte Aufrufe, Erklärungen und Protest- 
briefe veröffentlicht und natürlich auch Ak- 
tionen durchgeführt, die auch die sofortige 
Freilassung der Inhaftierten in Genua als 
Forderung artikulierten. Diese Aktion ist ein 
Teil dieser internationalen Solidaritätbewe- 
gung für die Opfer der Polizeigewalt 
während und nach dem G8-Gipfel in Itali- 
en. Die solidarische Unterstützung der In- 
haftierten ist eine wichtige Antwort auf die 
einsetzende Repression. Wir wollen hier ex- 
tra nochmal unseren großen Respekt ge- 
genüber dem Ermittlungsausschuss in Mai- 
land/Genua zum Ausdruck bringen. 
Freilassung Sofort!" 
Solidaritätsgruppe Genua 2001 -*- Berlin 
den 07. August 2001 
Internetadressen zum Thema: 
www.nordost.antifa.de - www.indymedia.de 
Hier die Erklärung 


SOFORTIGE FREILASSUNG ALLER IN- 
HAFTIERTEN DER GEGENAKTIVITATEN 
ZUM 68-GIPFEL IN GENUA!! 


„Das Tor ging dauernd auf, aus den Last- 
wagen stiegen die Jugendlichen aus und 
wurden verprügelt. Sie haben sie an die 
Wand gestellt. Drinnen schlugen sie ihnen 
die Köpfe gegen die Wand. Einige haben sie 
angepisst.... Ein kleines Mädchen erbrach 
Blut und die Chefs der GOM (Sondereinheit 
des Innenministeriums) schauten zu. Dem 
Mädchen drohten sie, sie mit den Knüppeln 

zu vergewaltigen.“ 
italienischer Polizist in einem Interview 
der Zeitung „La Republica“ 


Die massiven polizeilichen Übergriffe wäh- 
rend des G8-Gipfels in Genua verdeutli- 
chen, daß massenhafte Proteste gegen die 
Politik der führenden Industriestaaten not- 
falls mit aller Gewalt auf der Straße und 
Folter von Gefangenen unterbunden wer- 
den sollen. Die Bilder der brutalen Polizei- 
gewalt laufen trotz dem Versuch der itali- 
enischen Behörden es zu verhindern auf al- 
len TV-Kanälen. 

Insgesamt sind noch 49 Personen in un- 
terschiedlichen Gefängnissen in Genua in- 
haftiert. 22 Deutsche, 17 ÖsterreicherInnen, 
drei US-Amerikaner, zwei Italiener, zwei 
Slowaken, eine Schwedin, ein Neuseelän- 
der und ein Ire. 

Wir fordern die sofortige Freilassung der 
weiterhin inhaftierten Personen. Die Lö- 
schung aller Daten, einschließlich der Fin- 
gerabdrücke und Fotos aller zu Unrecht 
festgenommenen Personen. Des weiteren 
eine Untersuchung der Polizeigewalt durch 
eine unabhängige internationale Kommis- 
sion. 

Die Gefangenen und Misshandelten von 


Genua brauchen unsere Solidarität. Wir ru- 
fen alle demokratischen Organisationen, 
Initiativen und Einzelpersonen dazu auf, 
sich mit den Opfern der Polizeiübergriffe 
solidarisch zu erklären und einen Beitrag 
zur schnellen Freilassung der immer noch 
inhaftierten Menschen zu leisten. 

Die Unterstützung der Gefangenen kostet 
Geld. Für Anwaltskosten, sowie die Be- 
treung vor Ort brauchen wir eure Spenden. 
Auf folgendes Konto könnt ihr die Spen- 
den überweisen: Ruff e.V., Kto-Nr: 
1813040318, BLZ 100 500 00, Berliner 
Sparkasse, Stichwort: Genua 2001 
Unterstützer: 
international: REA (Reclaiming-Earth-Activists) 
austria: FAU; Florian Koch, Wien-Innsbruck; Grün- 
alternative Jugend Tirol; GRAS - Grüne & Alterna- 
tive StudentInnen; Infoladen Grauzone, Innsbruck; 
KPÖ-Linz; Mag.a Elisabeth Sötz, Innsbruck; WIE- 
NER APPELL; 
croatia: ZaMirNET, Zagreb; ZAR - zenska akcija ri- 
jeka (Womens Action of Rijeka); Zadarska inicijati- 
va protiv ekonomske globalizacije (Initiative against 
economic globalisation from Zadar): Diana Topcic; 
Dr. sci. Lino Veljak; Slavonsko-baranjsko drustvo za 
zastitu zivotinja- ZIVOT (LIFE -SBSPA), Osijek; LO- 
RI, Rijeka; Srdjan Dvornik; Centar za zene Vukovar 
(Women’s Centre Vukovar); Hrvatski hostelsko feri- 

Jalni savez (Croatian Youth Hostel Association), Za- 
greb; Udruzenje za mir i ljudska prava Baranja (As- 
sociation for Peace and Human Rights Baranja); Ko- 
alicija za promociju i zastitu ljudskih prava (Coor- 
dination for Promotion and Protection of Human 
Rights); Altruist - Split, Knin, Kistanje; Zoran Ostric; 
HAG (Croatian Antiglobalist Coalition); Marina 
Skrabalo; Marija Molnar; Ljudi za prava zivotinja 
(People for Animal Rights), Zagreb; KORAK (Wo- 
men’s Group), Karlovac; CERD (Center for Develop- 
ment of Democracy and Human Rights Protection), 
Split; ORA (Committe for Equality and Affirmation 
of Women), Split; GON (Citizens’ Resistance to In- 
justice and Violence), Split; Desa, Dubrovnik; 
denmark: Solidarity Network „Oscar A. Romero“ in 
Europe, Group Denmark 
france: CNT international sec. Paris 
germany: Afrika Süd AktionsBündnis, Bonn; AG 
Cuba Si beim Parteivorstand der PDS; AL Spandau; 
Andreas Köhn, ver.di Berlin-Brandenburg; Antifa 
Hohenschönhausen; Antifa Fried-Lich; Antifa Ju- 
gend Front Nürnberg; Antifa Jugend Königs Wu- 
sterhausen; Antifa K, Köln; Antifaschistische Akti- 
on Hamm; Antifaschistische Aktion Hannover; An- 
tifaschistische Aktion Lüneburg/Uelzen; Antifaschi- 
stische Gruppe Bensheim Contra; Antifaschistische 
Initiative Moabit; Antifaschistisches Aktionsbünd- 
nis III, Berlin; Antifaschistisches Pressearchiv Leip- 
zig; Antifa Suhl-Zella-Mehlis; Antifa Weißensee; 
Antirassistische Initiative Berlin; Antirepressions- 
gruppe 10.10.99; Aktionskreis Internationalismus 
Karlsruhe; Arnold Rekittke, Berlin; Astrid Keller, 
Stadträtin (Linkes Bündnis), Dortmund; Autonome 
Antifa Burg; Autonome Antifa [NO] Berlin; Auto- 
nome Antifaschisten Malchin; Bärbel Wilgermein, 
Mitglied im Rat der Samtgemeinde Lüchow; Beate 
Flechtker, Radio Unerhört Marburg; Berliner Kam- 
pagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdienste und Mi- 
litär; Dr. Bernd Drücke, Redaktion Graswurzelrevo- 
lution; BUKO-Arbeitsschwerpunkt Weltwirtschaft; 
Buchhandlung el libro, Leipzig; Buchladen Le Sa- 
bot, Bonn; Büro für antimilitaristische Maßnahmen, 
Berlin; Büro für mentale Randale, Ruhrgebiet; Cafe 
Trauma e.V., Marburg; Carsten Hübner, MdB/PDS; 
Catherine Gregori, stellv. Bezirksvorsitzende Jusos 
Bezirk Westliches Westfalen; Cornelia Kerth, Bun- 
dessprecherin VVN-BdA; Daniel Kreutz, Köln; Da- 
niel Schade; Das Linke Netzwerk Bochum; DKP Ber- 


lin; eberswalder infosystem; Eugen Koch, ex-Grü- 
ner Berlin; EU For The People, Schwelm; Frank Lau- 
benburg, Mitglied des Rates der Stadt 
Düsseldorf/PDS; Freke Over, MdA Berlin/PDS; Ge- 
fangeneninitiative e.V., Dortmund; Grüne Liste 
Wendland in der Samtgemeinde Lüchow; Gruppe 
FelS; Gruppe gemeinsam sind wir stark; Gruppe Ge- 
nova Libero; gruppe mücadele, Berlin; Heike Geis- 
weid, Rechtsanwältin, Bochum; Dr. med. Helmut 
Käss, Braunschweig; Hönkeldruck, Lutter; Initiative 
„BürgerInnen beobachten den BGS“, Dortmund; In- 
itiative Libertad!; Internationale Jugend; Internet- 
projekt „Die AntifaschistInnen“, Marburg; Joachim 
Guilliard, Heidelberger Forum gegen Militarismus 
und Krieg; Jörg Fischer, Journalist; Judith Dellheim, 
Mitglied des Parteivorstandes der PDS; Jugendanti- 
fa Neuruppin; Jungdemokratinnen/Junge Linke, 
Berlin; JungdemokratInnen/ Junge Linke, Bundes- 
verband; JungdemokratInnen/Junge Linke, NRW; 
Junge Linke Wesel; Jürgen Crummenerl, Rechtsan- 
walt; Kahina e.V. Leipzig; Klaus Hartmann, Bundes- 
vorsitzender des Deutschen Freidenker-Verbandes; 
Linkeseite.de; Marco Steckel, MdL-Sachsen-An- 
halt/SPD; Margret Stoll, WeiberRat e.V.; Markus 
Fellner, Vogach; Markus Sippl, Grüne München; 
Martina Lübbers, Gießen; Matthias Hoffmann, Vor- 
sitzender des Juso-Bezirks Hannover; Monty Schä- 
del, MdL Mecklenburg-Vorpommern/PDS; Nadesh- 
da Mailbox e.V., Düsseldorf; Nicole Bartsch, Mann- 
heim; Ortenau-Zeitung, Offenburg; Pädagoginnen 
und Pädagogen für den Frieden; Patrice Florentin, 
Landessprecher von ['solid] Berlin; PDS-Dortmund; 
Peter Kühn, Heppenheim; Pia Paust-Lassen, Grüne- 
Berlin; Potsdamer Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär; Projekt für Toleranz und 
Demokratie, Magdeburg; PULK - Potsdamer Unab- 
hängiger Linker Kreis; Radikale Linke Köln; Ralf 
Henze, Sprecher von BasisGrüne e.V.; Redaktion der 
Blätter des Informationszentrum 3.Welt, Freiburg 
i.Br.; Redaktion Graswurzelrevolution, Heidelberg; 
Redaktion Graswurzelrevolution, Münster; RedSi- 
deZ, Blankenfelde; Revolutionäre Linke Zella-Meh- 
lis; Rote Hilfe Berlin; Rote Hilfe Göttingen; Rote Hil- 
fe Leipzig; Rote Hilfe Potsdam; Sabine Jünger, 
MdB/PDS; Schwarze Katze Hemer; SDAJ Bensheim; 
Solidaritätsgruppe Genua 2001; sozialistische In- 
itiative/sozialistische Liga, Berlin; Sozialistische 
Linke, Karlsruhe; Sozialistische Positionen; Speicher 
Husum; Tamara Bunke-Verein für internationale Ju- 
gendverständigung e.V.; Treptower Antifa Gruppe; 
Unabhängige Antifa Aktiv, Essen; Ulla Jelpke, 
MdB/PDS; Ulrike Bagger; Ursula & Hans Hunger, 
Dessau; Villa-Mir e.V., Lüchow-Dannenberg; 
WEIBSBILDung e.V.; Waltraud Heinlein-Zischgl, 
Kreisvorsitzende Bündnis 90/Die Grünen Freising; 
Werner Hesse, Vorstand Villa-Mir e.V.; Dr. Winfried 
Wolf, MdB/PDS; Wissenschaftlich-humanitäres Ko- 
mitee, Regionalgruppe Ruhrgebiet; Dr.med. Wolf- 
gang Fischer, München; www.das-denkende-Kol- 
lektiv.de; www.mumia.de; Zeitschrift „Arranca“ 
luxembourg: Anarchist Black Cross Luxembourg; 
Federation Anarchiste, Luxembourg; Infoladen 
Schreibs, Esch/Alzette; 

mexico: Liga Mexicana por la Defensa de los Dere- 
chos Humanos, (Limeddh), Oaxaca; 

spain: Asociacion Apoyo, Madrid; Plataforma Civi- 
ca por Cünca 

sweden: AFA-Network 

switzerland: Indymedia Schweiz; Nord-Süd-Koor- 
dination Basel (Anti-WTO-Schweiz); Pressebüro Sa- 
vanne, Schweiz; Sektion Basel der Partei der Arbeit 
der Schweiz; 

usa: International Action Center-NYC; Maureen 
Horowitz, Reclaiming-Earth-Activists; Tatjana Kau- 
rinovic, San Francisco 

yugoslavia: Zene u crnom (Women in Black), Bel- 
grade; Stasa Zajovic 

Berlin den 08. August 2001 


Göteborg fast zwei Monate später ... 


Skandalurteile nach 
Göteborg 


Die Aktionen während des Göteborgers EU- 
Gipfel sind jetzt fast zwei Monate her, und 
während allerorten Solidaritätsaktionen mit 
den Gefangenen in Genua organisiert werden, 
zeigt die schwedische Justiz, dass jede Form 
von Unterstützung für die Inhaftierten bitter 
notwendig ist. In einer Art Abrechnung nach 
Göteborg verurteilen schwedische Gerichte Ak- 
tivisten aufgrund zweifelhafter Indizien, du- 
bioser Zeugenaussagen und gesetzlich legiti- 
mierter Gedankenleserei zu drakonischen 
Haftstrafen. 

Die Ermittlungen gegen die Polizisten, die in 
Göteborg auf Demonstranten geschossen ha- 
ben, kommen dagegen nicht so gut voran. Man 
sei da noch im Vorstadium der Ermittlungen, 
erklärte ein Justizsprecher. Auch über die mehr 
als 100 Strafanzeigen von Demonstranten we- 
gen der von Polizeibeamten verübten Gewalt 
konnte der Sprecher nichts sagen. Der durch 
Polizeischüsse lebensgefährlich verletzte Han- 
nes Westberg ist mittlerweile aus dem Kran- 
kenhaus entlassen worden, ihm geht es relativ 
gut, er vermisst jetzt eine Niere und seine Milz. 
Auch ihm wird voraussichtlich der Prozess ge- 
macht werden. 

Der 19-jährige Deutsche, der am Bein ange- 
schossen worden war, ist mittlerweile zu einer 
Haftstrafe von sechs Monaten ohne Bewährung 
verurteilt worden. Der Aktivist aus Bad Mün- 
stereifel hatte im Prozess zugegeben, Steine auf 
einen Polizisten geworfen zu haben. Schon vor 
der Urteilsverkündung, nachdem alle Plädoy- 
ers bereits gehalten worden waren, hatte sich 
die Staatsanwaltschaft zu einem ungewöhnli- 
chen Schritt entschlossen: Noch bevor das Ur- 
teil verkündet werden konnte, wollte der 
Staatsanwalt den Prozess aufgrund kurzfristig 
aufgetauchter neuer Beweise noch einmal 
eröffnen und die Anklage erweitern. Und zwar 
diesmal wegen Unruhestiftung und Rädelsfüh- 
rerschaft, worauf mehrjährige Haftstrafen ste- 
hen. Das Gericht verurteilte den Abiturienten 
zunächst zu der sechsmonatigen Haftstrafe, das 
weitere Verfahren wurde abgetrennt und ist am 
Freitag, 3. August, aufgenommen worden. An- 
geklagt ist der Deutsche nun wegen Unruhe- 
stiftung. Die Staatsanwaltschaft fordert eine 
dreijährige Haftstrafe und ein zehnjähriges Ein- 
reiseverbot nach Schweden. Das Urteil wird in 
einer Woche erwartet. 

Am 2. August, waren zuvor schon eine 14- 
monatige Haftstrafe und eine fünfjähriges Ein- 
reiseverbot gegen ein Berliner Mitglied der 
Dienstleistungsgewerkschaft Verdi verhängt 
worden. Begründung: Er sei besonders aktiv ge- 
wesen und habe Mitdemonstranten angestiftet, 
Polizisten anzugreifen. Ein 20-jähriger Schwe- 
de wurde wegen Rädelsführerschaft, Planung 
und Anstiftung zu gewalttätigen Ausschrei- 
tungen zu 2 1/2 Jahren Haft verurteilt. Die 
Schwedische Geheimpolizei hatte ihn mit 5 bis 
10 Mann einen Monat lang beschattet, nach- 


dem er während der Proteste in Prag festge- 
nommen worden war. Die Gründe für die Be- 
schattung wurden nicht genannt, die Polizisten 
beriefen sich auf nicht spezifizierte Befehle. 
Festgenommen wurde der Schwede, der Mit- 
glied der Schwedischen White Overalls (Glo- 
balisering Underifran) ist, etwa einen Kilome- 
ter entfernt von jedem Krawall. In der Urteils- 
begründung heißt es, er habe während eines 
Krawalls mit den Armen gewunken, wodurch 
klar geworden sei, dass er den Aufruhr gesteu- 
ert habe. Ein Polizist bezeugte, dass daran kei- 
ne Zweifel bestünde. 

Viele dieser Urteile haben nicht nur nach 
Meinung einer Reihe von Juristen mit Rechts- 
sprechung nicht viel zu tun. Vor allem nicht 
mit der üblichen schwedischen Rechtspraxis, 
die für ihre Liberalität bekannt ist oder viel- 
mehr war. Die harten Urteile, bei denen Haft- 
strafen auch gegen nicht Vorbestrafte verhängt 
wurden, sollen abschrecken, das geben Staats- 
anwaltschaft und Richter offen zu. Um sich in 
Schweden des „gewalttätigen Aufruhrs“ schul- 
dig zu machen, muss man nicht an konkreten 
Krawallen beteiligt sein. Es reicht, sich in einer 
Gruppe aufzuhalten, die Gewalt gegen Sachen 
oder Menschen ausübt. Offensichtlich lässt sich 
dieses Gesetz auch dahingehend anwenden, 
dass eine Absicht zur Gewalt genügt, um die- 
ses Verbrechen zu begehen. Ein Gericht muss 
also Vermutungen darüber anstellen, was in 
den Köpfen der Leute so vorgeht. Zur Haftstra- 
fe langt es dann schon, wenn ein Aktivist noch 
nicht einmal einen Stein in die Hand genom- 
men hat: „Mit der Gewalt zu sympathisieren“ 
reicht aus. 

Laut der Gothenburg Prisoner Info ist bereits 
gegen 29 Demonstranten ein Verfahren eröff- 
net worden. 12 Inhaftierte warten immer noch 
auf ihren Prozess. 14 Demonstranten erwarten 
ihren Prozess im Zusammenhang mit einem 
Appartement, von dem die Anklage behauptet, 
dass es die Kommandozentrale während der 
Krawalle war. Die Ermittlungen dazu sind ge- 
heim und damit der Kontrolle der Öffentlich- 
keit entzogen. 19 Angeklagte sind bislang zu 
Haftstrafen verurteilt worden. 

Ein 24-jähriger Schwede wurde wegen Sa- 
botage zu 14 Monaten verurteilt. Er soll den 
Polizeifunk während der Krawalle gestört ha- 
ben. Er beteuert seine Unschuld und geht in Be- 
rufung Zwei 19-jährige Schweden wurden zu 
jeweils 8 Monaten wegen „gewalttätigem Auf- 
ruhr“ verurteilt. Wegen des gleichen Deliktes 
erhielt ein 30-jähriger Schwede 10 Monate. Sie- 
ben Dänen wurden wegen „gewalttätigem Auf- 
ruhr“ in der Gruppe zu Haftstrafen zwischen 
einem und acht Monaten verurteilt. Sie wur- 
den aufgrund der Zeugenaussage eines Under- 
cover-Polizisten verurteilt, der ihnen in ein Ca- 
fe gefolgt war, wo sie ihre Masken abgenom- 
men hatten. Ein 38-jähriger Schwede wurde 
wegen gewalttätigem Aufruhr und Anstiftung 
zu Krawallen zu 9 Monaten verurteilt. Ein 24- 
jähriger Deutscher erhielt wegen gewalttätigem 
Aufruhr und versuchter Körperverletzung 15 
Monate und einem zehnjährigem Einreisever- 
bot verurteilt. Ein 33-jähriger Londoner Bi- 
bliothekar erhielt ein Jahr Haft und Einreise- 
verbot für gewalttätigen Aufruhr. 


Ein 43-jähriger Italiener erhielt 2 1/2 Jahre 
und ein zehnjähriges Einreiseverbot wegen ge- 
walttätigem Aufruhr in zwei Fällen. Ein 20- 
jähriger Deutscher erhielt als Anführer einer 
fünfköpfigen Gruppe wegen gewalttätigem 
Aufruhr eine Haftstrafe von einem Jahr und 
zwei Monaten sowie ein Einreiseverbot. In der 
Urteilsbegründung heißt es, er sei gut vorbe- 
reitet gewesen und habe vorgehabt, an Kra- 
wallen teilzunehmen, da er eine Ski-Maske, 
Handschuhe und eine Schutzbrille trug. Ein 21- 
Jähriger Finne wurde wegen Körperverletzung, 
Diebstahl und Gewalt gegen einen öffentlich 
Bediensteten zu einer achtmonatigen Haftstra- 
fe verurteilt. Dazu kommen 5 Jahre Einreise- 
verbot. 


Laufende Prozesse (soweit bekannt) 


Ein 24-jähriger nicht gewalttätiger Schwede 
wird bezichtigt, die Krawalle bei der Polizei- 
Belagerung der Hvitfeldska-Schule angezettelt 
zu haben. Er sei in der Schule gewesen und ha- 
be an einem Plenum teilgenommen. Bei die- 
sem Treffen wurde über das Verhalten ange- 
sichts der Belagerung beraten. Man entschied 
sich für einen gewaltlosen Ausbruchsversuch 
mit den schwedischen „Weißen Overalls“ in der 
vordersten Reihe. Ihm droht nun eine langjähri- 
ge Gefängnisstrafe. Eine wirklich nette Geste 
der Regierung, Bemühungen um gewaltlosen, 
unmaskierten Widerstand zu honorieren. Eine 
Reihe von Leuten bezeugen, dass er nieman- 
den zur Gewalt aufgerufen habe. Zeugen, die 
das Gegenteil behaupten, gibt es nicht. Die 
Staatsanwaltschaft fordert eine Gefängnisstra- 
fe zwischen 3 und 5 Jahren. Der Verteidiger des 
Schweden, Per Rudbäck, sagte, es sehe so aus, 
als ob die Staatsanwaltschaft bei jedem neuen 
Verfahren eine höhere Strafe fordere. Dies sei 
nicht normal. Das Urteil wird am 6. August ge- 
sprochen. 

Ein 25-jähriger Schwede ist des gewaltsamen 
Aufruhrs, des Diebstahls - er hat eine Tasche 
aus einem Polizeiauto genommen - und der ar- 
glistigen Täuschung (die nichts mit den Kra- 
wallen zu tun hat) angeklagt. Er hat zugege- 
ben, einige Steine auf Polizisten geworfen zu 
haben, nachdem der Staatsanwalt Fotos und 
Videos gezeigt hatte, auf denen dies zu sehen 
ist. Da er Mitglied der Anti-Fascist-Action Swe- 
den ist, die in Schweden allgemein als die Ur- 
heber der Krawalle angesehen werden, muss er 
mit einer langen Haftstrafe rechnen. Er war be- 
reits in den 90ern wegen gewalttätigen Auf- 
ruhrs verurteilt worden. Ein 19-jähriger Schwe- 
de ist wegen Sachbeschädigung und gewalt- 
tätigem Aufruhr angeklagt. Freigesprochen 
wurden ein 26-järiger Schwede, der des ge- 
walttätigen Aufruhrs angeklagt war. Die 
Staatsanwaltschaft geht in Berufung. Fünf Dä- 
nen, denen schon im Vorfeld des Gipfels die 
Planung von Anschlägen nachgesagt worden 
war, sind von der Anklage, die auf geplante 
Körperverletzung und Sachbeschädigung lau- 
tete, ebenfalls freigesprochen worden. Die Ver- 
haftung der dänischen Aktivisten bei der Raz- 
zia in einem Göteborger Appartement war 
schon vor dem Gipfel zur Stimmungsmache ge- 
gen die Demonstrationen benutzt worden. 

http: //euforthepeople.tripod.com 


Verjährtes Mord- 
geständnis? 


Ringen Mumia Abu-Jamals 
um die Aussagen des 
Berufskillers Arnold Beverly 
geht weiter 


Die vor dem Stadtgericht von Philadelphia 
für vergangenen Freitag angesetzte An- 
hörung fand wie angekündigt ohne Mumia 
Abu-Jamal statt. Während er im Todestrakt 
im fernen Waynesburg verbleiben musste, 
weil angeblich keine freie Zelle für ihn am 
Gerichtsort zu finden war, demonstrierten 
den ganzen Tag über etwa 2 000 Menschen 
aus der Free-Mumia-Kampagne, Todesstra- 
fengegner, Mitglieder der Free-Leonard- 
Peltier-Komitees, Gruppen für ein Freies 
Palästina und viele andere mit der Forde- 
rung: Sofortige Freilassung von Mumia, 
dessen Fall nicht weniger Widersprüche 
und entlastende Beweise aufweise als jene 
der 98 zum Tode Verurteilten, die in den 


letzten Jahre freigelassen wurden - 
18 davon ohne neue Verhandlung, 
weil der wahre Täter ein Geständ- 
nis abgelegt hatte. 

Darum sollte es auch an diesem 
Tag im Gerichtssaal gehen: Ist das 
Geständnis des Berufskillers Arnold 
Beverly, den Polizisten Daniel Faul- 
kner im Auftrag der Unterwelt er- 
schossen zu haben, der Justiz frist- 
gerecht bekannt gegeben worden? 
Staatsanwalt Hugh Burn sagte nein, 
denn der Geständige habe der Ver- 
teidigung seit Juni 1999 zu Verfü- 
gung gestanden. Es hätte aber eine 
60-tägige Frist eingehalten werden 
müssen. Das neue Anwaltsteam hielt dage- 
gen, das im Frühjahr von Abu-Jamal ent- 
lassene Team sei für diese Unterlassung ver- 
antwortlich, deshalb sei der Mandant nicht 
adäquat verteidigt worden und habe ein 
Recht darauf, dass das Geständnis Beverlys 
auch jetzt noch in die Akten aufgenommen 
werde. 

Ramona Africa, Sprecherin der MOVE- 
Organisation, brachte den Widerspruch 
außerhalb des Saales auf den Punkt: „Wenn 
ein Mord niemals verjährt, wie kann es 


Demonstration in Philadelphia ... 


dann sein, dass ein Mordgeständnis ‚ver- 
Jährt’?“ Doch in diesem Verfahren, so die 
Philadelphia Daily News, ist „niemals et- 
was normal gewesen“. Schon im Verhand- 
lungssaal zeigte sich der Riss, den dieser 
Fall mitsamt der ganzen Todesstrafenpro- 
blematik in der US-Gesellschaft erzeugt: 
Auf der einen Seite Reverend Jesse Jackson, 
Schauspieler Ossie Davis und Comedy-Star 
Dick Gregory und Abu-Jamals Unterstüt- 
zer aus vielen Teilen der USA, Kanadas und 
sogar aus Europa, wie Bernard Birsinger, 


| Mumia Abu-Jama 


Genuas wahre 
Bedeutung 


_ Bei der bloßen Erwähnung des Namens Ge- 
- nua in diesen Tagen vermischt sich die hi- 
_ storische Bedeutung seiner kolumbischen 
~ Wurzeln mit dem neuerworbenen Rufals Ort 
des G-8-Gipfels, an dem der junge Globali- 
. sierungsgegner Carlo Guiliani einem staat- 
_ lichen Mord zum Opfer fiel. 


Genua steht jetzt für einen historischen 


Meilenstein anderer Art - die Brutalität des 
. Staates. Die Bilder von den in Tränengas- 
 schwaden getauchten Straßen dieser alten 
_ italienischen Stadt markieren eine Trans- 
formation innerhalb der Bewegung gegen 
. dieGlobalisierung. Sie stehen für einen neu- 
_ en Höhepunkt roher Gewalt der Polizei, die 
bis zum Äußersten geht beim Schutz derje- 
- nigen, auf die sie wirklich eingeschworen 


ist: die Reichen, Wohlhabenden und Eta- 
blierten. 


Es ist wenig bekannt über die grausamen, 


_ unprovozierten Angriffe auf die jungen 
‚ Leute, die im Unabhängigen Medienzen- 
_ trum von Genua arbeiteten. Trupps ver- 
- mummter genuesischer Polizisten überfie- 
. len, verprügelten, misshandelten und terro- 
< risierten völlig ungerechtfertigt die unab- 


 hängigen Journalisten, die dort waren, um 
_ über die massiven Proteste zu berichten. 
- Zeugen des Geschehens sprachen davon, sie 
_ hätten stundenlang Schreie aus dem Ge- 
_ bäude gehört. 
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Andere sagten aus, dass Aktivisten in ei- 
ner nahegelegenen Polizeiwache in einen 
Raum gebracht wurden, wo ihnen ein Foto 
des italienischen faschistischen Diktators 
Benito Mussolini gezeigt und ihnen befoh- 
len wurde, laut „Viva il Duce!“ zu rufen. („I 
Duce“ war eine respektvolle Anrede für 
Mussolini während des italienischen Fa- 
schismus im Zweiten Weltkrieg, ähnlich wie 
das ehrerbietige „Der Führer“ für Hitler). 

Dieses Szenario spiegelt den verborgenen 
faschistischen Kern Genuas wider. 

Wo waren die millionenschweren Star- 
Reporter, die sich gern in stink-vornehmen 
Fünf-Sterne-Hotels versammeln, um darü- 
ber zu lamentieren, wie mit ihren Kollegen 
in der Dritten Welt oder in Bosnien verfah- 
ren wird? Hat man aus den heiligen Brah- 
manen-Tempeln der Konzerne nur einen 
Piep gehört über die besitzlosen, unabhän- 
gigen oder radikalen Journalisten, die an 
vorderster Front ihre Arbeit taten in Genua? 

Als sich junge Aktivisten friedlich ver- 
sammelten, um über das, was sie auf die- 
sem Festival der Reichen (dem G-8-Gipfel) 
erlebten, zu schreiben, um Interviews zu 
machen und Sendungen vorzubereiten und 
auszustrahlen, wurden sie angegriffen, wur- 
de ihre Freiheit mit Füßen getreten. Dem Ter- 
ror, den dieser repressive Staat gegen sie 
richtete, wurde keine Beachtung geschenkt. 
Die schockierende Behandlung, die sie 
durch vermummte neofaschistische Polizi- 
sten erfuhren, war einfach keine Schlagzei- 
len wert. „Tut uns furchtbar leid“, teilte die 
edle Konzernpresse naserümpfend mit, 
„hier gibt's für uns rein gar nichts zu be- 
richten.“ Und es stimmt natürlich auch, für 


sie gab es dort auch wirklich nichts zu be- 
richten, weil es nicht im Interesse ihrer Bos- 
se wäre, diese Vorfälle an die Öffentlichkeit 
zu bringen. Auf diese Weise konnten siesich | 
in leerem Gewäsch über die „Pressefreiheit“ _ 
ergehen, oder über „das Recht, sich fried- 
lich zu versammeln“, und sogar „das Recht 
zum Dissenz“ und ähnliche Themen. Denn 
schließlich sind die G-7 (plusRussland) doch 
„industrielle Demokratien“, oder? 
Sie können es sich nicht leisten, über das 
zu berichten, was in Genua passiert ist, weil 
uns dadurch zu viel klar würde über dieRea- 
lität in diesen Demokratien: Terror, Folter, 
Brutalität, die das Herz all dieser „industri- 
ellen Demokratien“ sind. Natürlich auch _ 
„Viva il Duce!“, denn die großen Diktatu- 
ren waren immer schon Bettgenossen des 
Kapitals. Der deutsche Nazi-Staat hat mit 
grausamer Effizienz funktioniertund Juden, 
Roma und andere „Untermenschen“ zur 
Zwangsarbeit missbraucht, um gesunde 
Profite für die reiche herrschende Klasse der 
Industriellen zu schaffen. . 
Genua, von wo der gierige Kolumbus aus- 
gesandt wurde, um zu rauben, zu koloni- 
sieren und zu versklaven, hat seine Armee 
des Kapitals auf jene losgelassen, die jetzt 
mit kritischem Blick auf die Neokoloniali- 
sierung und die Ausbeutung schauen, die 
sich hinter dem Schlagwort einer „Neuen | 
Welt{wirtschafts)ordnung“ verbergen. 
Die Anti-Globalisierungs-Bewegung, so 
jung, so kostbar und erst vor kurzem in 
Seattle aus der Taufe gehoben, muss sich 
jetzt zu mündiger Reife entwickeln. 
Das ist das Geschenk von Genua. 
Übersetzung: Jürgen Heiser 


... und andeswo: hier Hamburg 


Bürgermeister des Pariser Stadtteils Bobig- 
ny, in dem Abu-Jamal Ehrenbürger ist. Auf 
der anderen Seite Maureen Faulkner, die 
Witwe des erschossenen Polizisten, umge- 
ben von organisierten oder zum Saalschutz 
abkommandierten Kollegen ihres Mannes, 
die nichts als Rache und Vergeltung wol- 
len. 

Für Richterin Pamela Dembe reduzierte 
sich der gesellschaftliche Widerspruch auf 
die einfache Formel, dass es „ernsthaft in 
Frage steht, ob der Antrag fristgerecht ein- 


gereicht wurde“ Sie räumte der Verteidi- 
gung weitere drei Wochen ein, neue Argu- 
mente zu bringen, wieso die eidliche Ver- 
nehmung Beverlys doch noch als fristge- 
recht zu werten sei. Danach soll die Staats- 
anwaltschaft innerhalb von zwei Wochen, 
also bis zum 21. September, darauf ihre Er- 
widerung vorbringen. Einen neuen An- 
hörungstermin wollte Dembe nicht festle- 
gen. 

Verteidiger Eliot Grossman ergriff am En- 
de des nur 30-minütigen Termins das Wort 


und brachte die Beschwerde seines Man- 
danten vor, der daran gehindert worden sei, 
persönlich anwesend zu sein. Grossman in- 
sistierte auf die Anberaumung eines baldi- 
gen neuen Termins: „Uns liegt daran, dass 
wir die Möglichkeit haben, dies hier vor Ih- 
nen darzustellen, und dass auch Mr. Jamal 
die Möglichkeit bekommt, das persönlich 
zu tun.” Dembe erwiderte, es sei unklar, ob 
eine solche mündliche Anhörung nötig sei. 
Sie müsse sich wegen möglicher Demon- 
strationen und Störungen des übrigen Ge- 
richtsbetriebes erst mit Vertretern der Ju- 
stiz und der Sicherheitsbehörden beraten. 
Die Kundgebungsteilnehmer reagierten 
nach der Verhandlung empört auf die Be- 
kanntgabe dieser Äußerung Dembes. Wer 
die aktuellen Auseinandersetzung in Phila- 
delphia und den übrigen USA um die Alli- 
anz zwischen organisierter Kriminalität 
und korrupter Teile der Polizei verfolgt, der 
weiß, dass die befürchtete „Störung“ nicht 
von Demonstrationen ausgeht, sondern 
von der Anerkennung eines Geständnisses, 
das einen Sumpf aufdeckt, den man mit 
Abu-Jamals Hinrichtung hofft, unter dem 
Deckel halten zu können. 
Jürgen Heiser, aus: jungeWelt, 20.8.2001 


Abrechnung mit der 
Vergangenheit 


Im Juni 1999 wur- 
de Sara Jane Ol- 
son, geb. Kathleen 
Ann Soliah, von 
der örtlichen Poli- 
zei zusammen mit 
Polizisten des FBI 
und aus Los Ange- 
les in St.Paul im 
Bundesstaat Min- 
nesota wegen ei- 
nes 25 Jahre alten 
Haftbefehls fest- 
genommen (angeblich nach einem Hinweis ei- 
nes Zuschauers eines Fernsehprogramms über 
eine von der Polizei meistgesuchten TäterIn- 
nen, „America’s Most Wanted“). Olson, die 
mittlerweile 52 Jahre alt, verheiratet und Mut- 
ter von drei Kindern ist, wird angeklagt, mit 
zwei anderen Mitgliedern der Symbionese Li- 
beration Army (SLA), James Kilgore und Bill 
Harris, 1974 zwei Rohrbomben, die nicht ex- 
plodierten, unter Polizeiautos gelegt zu haben. 

Bevor ihrer endgültigen Zerschlagung 1975 
führte die SLA ab Ende 1973 einige bewaff- 
nete Aktionen durch. Die spektakulärste war 
die Entführung der 19-jährigen Patty Hearst, 
Enkelin von Randolph Hearst, der kaliforni- 
sche Ausgabe von Axel Springer im Februar 
1974. Für ihre Freilassung forderte die SLA 
von Hearst’s Eltern, an jeden Bedürftigen Ka- 
liforniens Lebensmittel im Wert von $70 zu 


verteilen, welche sich Berechnungen zufolge 
auf eine halbe Milliarde Dollar summieren 
würde. Nach mehrmaligen Verhandlungen ei- 
nigten sich beide Parteien aufeine Summe von 
$6 Mil. und eine Begrenzung des Verteilungs- 
gebiets auf San Francisco. Es dauerte mehre- 
re Wochen bevor die Aktion beendet wurde. 

Anstatt zu ihrer Familie zurückzukehren, 
gab Patty Hearst im April öffentlich bekannt, 
dass sie der SLA beigetreten sei und den 
Kampfnamen Tania angenommen habe. Im 
gleichen Monat nahm sie an einem Bankü- 
berfall teil. Im Mai umzingelten Hunderte von 
Polizisten und FBlI-Agenten ein Haus in 
Compton, Los Angeles, in dem sich sechs Mit- 
glieder der SLA aufhielten. Nach einem kur- 
zen Schusswechsel steckte die Polizei das Haus 
in Brand, alle sechs kamen ums Leben. Die 
verbleibenden Mitglieder, Patty Hearst und 
das Ehepaar Bill und Emily Harris, konnten 
mit Hilfe von Olson, die anschließend unter- 
tauchte, und einem bekannten linken Journa- 
listen fliehen. Zuerst fuhren sie nach Pennsy- 
lvania und dann nach New York. Ansch- 
ließend kehrten sie nach San Francisco zurück, 
wo sie in September 1975 verhaftet wurden. 
Hearst wurde zu sieben Jahre Gefängnis we- 
gen Bankraubs verurteilt. Als Gegenleistung 
für ihre Kooperation mit der Polizei wurde ihr 
Immunität gegen weitere Verfolgung im Zu- 
sammenhang mit der SLA gewährt. Nach 23 
Monaten wurde sie vom damaligen Präsiden- 
ten Carter freigelassen und 2001 auf Drängen 
Carters von Präsident Clinton begnadigt. Das 
Ehepaar Harris wurde nach acht Jahren 1983 
vorzeitig aus der Haft entlassen. 

Da die Beweislage gegen Olson extrem dünn 
ist - der einzige Belastungszeuge ist vor Jah- 
ren verstorben -, bastelte die Staatsanwalt- 


schaft in Los Angeles an einer Ver- 
schwörungstheorie. Der von Ronald Reagan 
ernannte konservative Richter Ideman unter- 
stützte dieses Vorhaben und ließ es zu, dass 
die Staatsanwaltschaft die ganze Geschichte 
der SLA in die Anklage mit einbezieht, insge- 
samt 22 Aktionen, obwohl es keine Beweise 
für eine direkte Verbindung zwischen Olson 
und der SLA vor Mitte 1974 oder für eine Mit- 
gliedschaft Olsons in der SLA gibt. Gleichzei- 
tig betonte Ideman, dass er es nicht zulassen 
wird, dass die Verteidigung Olson als Opfer ei- 
ner Polizeiverschwörung gegen alte politische 
Dissidenten darstellt. 

Um einer zunehmend großen Solidaritäts- 
kampagne für Olson entgegenzuwirken, un- 
tersagte Ideman allen Prozessbeteiligten, den 
Fall überhaupt öffentlich zu erwähnen, „die- 
sen Beschluss zu kommentieren, wäre einen 
Verstoß dagegen“, sagte Olsons Anwältin. Ei- 
nen Antrag von Fernsehanstalten, den Prozess 
live zu übertragen, was auch von der Vertei- 
digung unterstützt wurde, lehnte Ideman mit 
der Begründung ab, dies könne er Hearst, die 
als Belastungszeugin aussagen wird, nicht zu- 
muten. Einen Antrag der Verteidigung, die 
Aussage des krebskranken Entlastungszeugen 
Jack Scott, der Hearst und die Harrises bei ih- 
rer Flucht geholfen hatte, auf Video aufzu- 
nehmen, lehnte Ideman ab. Zwei Tage nach 
dieser Entscheidung verstarb Scott. 

Ende 1999 zauberte die Staatsanwaltschaft 
einen neuen Belastungszeugen hervor. Der 
ehemalige Polizist James Bryan behauptete, 
Olson wiederzuerkennen als die junge Frau, 
die ihn an jenem Abend in Begleitung von 
zwei „verdächtig aussehenden Männern“ mit 
Hass erfüllten Augen anstarrte, an dem eine 
Bombe unter sein geparktes Polizeiauto gelegt 
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wurde. Er will sie zum ersten Mal einige Mo- 
nate nach jenem Abend erkannt haben, als er 
ihr Bild auf Fahndungsplakaten sah. Warum 
er dies weder in seinen Berichten erwähnte 
noch den Untersuchendenbeamten mitteilte 
und dies auch während einer Anhörung vor 
einer Grand Jury noch ein Jahr später nicht 
zur Protokoll gab? Darauf hat Bryan eine pas- 
sende Antwort parat. Es hat ihn ja keiner ge- 
fragt. 

Nachdem der Prozeßbeginn mehrmals ver- 
schoben wurde, wurde Richter Ideman Ende 
2000 ohne Erklärung versetzt und des Falles 
enthoben. Die erste Anhörung unter Richter 
Fidler wurde daraufhin auf April 2001 termi- 
niert. Kurz vor der anberaumten Verhandlung 
behauptete die Staatsanwaltschaft, kurzfristig 
massenhaft Beweismaterial zusammengetra- 
gen zu haben. In den ersten Märzwochen wur- 
den der Verteidigung mehr als 7.000 Seiten 
ausgehändigt. Richter Fidler lehnte aber einen 
Antrag der Verteidigung auf Aussetzung des 
Prozesses zur Sichtung dieser „neuen Beweis- 
mittel“ ab. Gleichzeitig drohte er, das Geld für 
Sachverständige zu kappen. Als das Verteidi- 
gerteam mit einem Boykott drohte, setzte er 
das Verfahren für eine Woche aus, um der Ver- 
teidigung zu ermöglichen, Widerspruch vor 
einem Berufungsgericht einzulegen. Entgegen 
der Erwartung des Richters und der Staatsan- 
waltschaft setzte das Berufungsgericht das 
Verfahren bis zum 4. September aus. (...) 

Weil die Beweislage in dem Autobomben- 
fall sehr bedürftig ist, versucht die Polizei seit 
Anfang des Jahres, Olson und die SLA in Ver- 
bindung mit einem unaufgeklärten Bankü- 
berfall in der Nähe von Sacramento, Kalifor- 
nien 1975 zu bringen, bei der eine Frau er- 
schossen wurde. Für Bill Harris ist dies der 
wahre Grund für die Verfolgung von Olson: 
„Sie wollen Emily und mich haben“, sagt er, 
„es gibt Leute in der Regierung, die meinen, 
Emily und ich haben nicht genug bezahlt für 
die Straftaten, von denen sie glauben, dass wir 
sie begangen haben.“ Die beiden Staatsan- 
wälte, die den Fall leiten, haben die Staatsan- 
wälte in Sacramento öffentlich aufgefordert 
und mehrmals besucht, um sie zu bewegen, 
Olson anzuklagen. Sie haben sogar angebo- 
ten, den Fall für sie vor Gericht zu vertreten. 
Der San Francisco Chronicle, der vom Hearst 
Imperium letztes Jahr aufgekauft wurde, lei- 
stete dabei Schützenhilfe. So sind mehrere Ar- 
tikeln erscheinen, in denen der Überfall blu- 
tig geschildert wird und der Sohn der er- 
schossenen Frau Olson die Schuld für den Tod 
seiner Mutter gibt. Bis jetzt hat sich die Staats- 
anwaltschaft geweigert auf das Angebot aus 
Los Angeles einzugehen. Frühere Untersu- 
chungen führten zu keinen Verurteilungen. 
Der einzige, der je im Zusammenhang mit dem 
Überfall angeklagt wurde, war Steven Soliah, 
der Bruder von Olson, und der wurde freige- 
sprochen. Olson bestreitet, die Autobomben 
gelegt zu haben ebenso wie auch an dem 
Banküberfall beteiligt gewesen zu sein. 
www.saraolsondefense.com 
San Francisco Bay Guardian, 

York Times 
(stark gekürzt) 
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Verschwunden in 
Berlin 


Der kolumbianische Journalist und Filme- 
macher Erick Arellana Bautista lebt in Ber- 
lin im Exil, weil das kolumbianische Militär 
ihn mit dem Tod bedroht. Im vergangenen 
Jahr ist er zu Dreharbeiten über die An- 
gehörigenorganisation ASFADDES nach 
Bogotá zurückgekehrt 


Desaparicidos, Verschwundene, nennt man 
in Kolumbien die Männer und Frauen, die 
plötzlich verschwinden, ohne dass ihre Fa- 
milie oder Freunde wissen, wo sie sind. Fast 
alle werden wegen ihrer menschenrechtli- 
chen oder politischen Arbeit von der Regie- 
rung, dem Militär oder den Paramilitärs er- 
mordet und anonym verscharrt. In Kolum- 
bien, wo pro Tag 14 Menschen dem Bürger- 
krieg zwischen Staat, Guerilla, Paramilitärs 
und Drogenkartellen zum Opfer fallen, gel- 
ten momentan etwa 4.000 Menschen als ver- 
schwunden. Der heute 27jährige Journalist 
Frick Aurellana Bautista ist vor drei Jahren 
aus Kolumbien ins Exil in die Bundesrepu- 
blik geflohen, weil er von Militärs mit dem 
Tode bedroht wurde. Ihn will die gleiche Mi- 
litärbrigade ermorden, die zehn Jahre vor- 
her seine Mutter, eine Aktivistin der inzwi- 
schen aufgelösten M 19-Guerilla, getötet 
hat. Auch sie war eine Verschwundene, bis 
man ihre Leiche 1990 in einem Plastiksack 
neben einer Straße fand. „Jetzt muss ich sie 
nicht mehr suchen“, sagt Erick heute. „Sie 
ist zu unserer Familie zurückgekehrt.“ 
Erick Bautista hat in Bogota, der Haupt- 
stadt Kolumbiens mit 10 Millionen Einwoh- 
nern, Journalismus studiert. Während seines 
Studiums arbeitet er für kleinere Zeitungen 
und recherchiert Menschenrechtsverletzun- 
gen durch das Militär und die Paramilitärs, 
die eng zusammenarbeiten. Die Paramilitärs, 
eine von Großgrundbesitzern fi- um 
nanzierte Privat-Armee, sind für PA 7 
ihre grausamen Folterungen und ® 
Morde in Kolumbien gefürchtet. 
Sie massakrieren ihre Opfer mit 
Kettensägen und verbreiten in 
den ländlichen Gebieten, die in ws 
weiten Teilen von zwei links ori- es 
entierten Guerilla-Armeen kon- 
trolliertt werden, Angst und 
Schrecken. Erick Bautista schreibt , 
über die Zusammenarbeit von ** 
staatlichem Militär und privat fi- 
nanzierter Söldner-Truppe, bei- 
spielsweise auch darüber, dass die | 
20.te Militärbrigade, die seine 
Mutter ermordet hat, nicht ein- 
greift, als ganz in der Nähe ihrer f 
Kaserne Paramilitärs ein weiteres 
Massaker anrichten. Seine Fami- 
lie gerät ins Visier der Militärs: 
Fremde Autos mit zwielichtigen 


ausgesprochen. Im Juni 1997 erfährt Erick 
Bautista, dass in der 20.ten Militärbrigade 
ein Befehl vorliegt, ihn wie seine Mutter 
„verschwinden“ zu lassen. Innerhalb von 
vier Tagen verlässt er seine Heimat. Heute 
lebt er in Berlin. 

Im vergangenen Jahr ist Erick Bautista un- 
ter dem Schutz von Mitgliedern der Peace 
Brigades International für sechs Wochen 
nach Bogotá zurückgekehrt und hat dort ei- 
nen einstündigen, sehr eindrucksvollen Film 
über das Leben und die Arbeit der An- 
gehörigenorganisation ASFADDES gedreht. 
ASFADDES - zumeist Frauen, meistens die 
Mütter der Verschwundenen - hat sich vor 
etwa 20 Jahren in Bogotá gegründet. Die 
Mitglieder machen mit Demonstrationen auf 
die Problematik aufmerksam, geben sich in 
der Gruppe Kraft und versuchen, ihre An- 
gehörigen zu finden. Ein schier hoffnungs- 
loses Unterfangen: 99 Prozent aller Fälle die- 
ses gewaltsamen Verschwindens werden nie 
aufgeklärt. Für viele Hinterbliebene ist es 
schlimmer, nicht zu wissen, wo ihre An- 
gehörigen sind, als endlich Gewissheit zu 
haben, was mit ihnen passiert ist. Mitglie- 
der von ASFADDES geraten dabei auch im- 
mer wieder selbst ins Visier. So sind allein 
im vergangenen Jahr drei ASFADDES-Ak- 
tivisten ermordet worden. Auch die Vorsit- 
zende Josefa Joya, die Asfaddes 1983 ge- 
gründet hat, musste vor wenigen Monaten 
das Land verlassen. 

Mit „N.N.“ werden in Lateinamerika die 
Gräber von Unbekannten bezeichnet, und so 
heißt auch der Film von Erick Bautista, den 
er gemeinsam mit Pedro Campoy realisiert 
hat: „N.N. - den Verschwundenen eine Stim- 
me!“ Er knüpft an an ein anderes gemein- 
sames Projekt der beiden, in Bogotá Straßen 
nach Verschwundenen zu benennen. 

Die beiden Filmautoren stehen gern für 
Veranstaltungen zur Verfügung. Kontakt: 
arellana@yahoo.com 


Jörn Breiholz 


Männern stehen vor der Tür und Den Verschwundenen eine Stimme geben: der kolam- 
beobachten das Haus, am Telefon bianische Journalist und Filmemacher Erick Arellan 


werden anonyme Drohungen Bautista 


Foto: Breiholz 


Initiative will sein Wiederauftauchen 
ermöglichen 


Keine Haft für 
Garip M. ! 


„Ich kann nicht zusehen, dass die Mörder 
und Brandstifter von Solingen und die Mör- 
der von Mete Eksi, der Opfer von drei Fa- 
schos (Söhnen von Polizeibeamten) wurde, 
schon längst auf freiem Fuß sind. Nach sei- 
ne Jahren leide ich immer noch unter staat- 
lichen Repressalien durch das ungerechte 
Urteil. Ich habe nur mein Recht ‚auf freie 
Meinungsäußerungen’ wahrgenommen 
und mich politisch, unter anderem gegen 
Rassismus eingesetzt.“ 

Garip M., der das sagt, lebt seit sieben 
Jahren im „Untergrund“ Seit einiger Zeit 
setzt sich eine „Initiative gegen Unter- 
drückung und Rassismus“ dafür ein, dass 
Garip M. wieder einen legalen Aufent- 
haltsstatus erhält, und wendet sich an die 
Öffentlichkeit um Unterstützung. 


Der Hintergrund 

Nach dem Brandanschlag von Solingen, 
bei dem fünf Frauen und Mädchen türki- 
scher Herkunft ihr Leben verloren, verteil- 
te Garip M. in Berlin zusammen mit ande- 
ren ein türkisch-sprachiges Flugblatt der 
TKP/ML, das die Vorgehensweise der Poli- 
zei nach dem Brandanschlag heftig kriti- 
sierte. Zum Einsatz kommandierte Polizi- 
sten, die zwar kein Wort dieses Flugblattes 
verstanden, dieaber daran Anstoß nahmen, 
dass „Deutschland“ im Flugblatt „DeutS- 
Schland” geschrieben wurde, stellten seine 
Personalien fest, die Staatsanwaltschaftließ 
das Flugblatt übersetzen, und schließlich 
wurde Garip, der 1992 wegen „Landfrie- 
densbruch“ zu einer 8-monatigen Be- 
währungsstrafe verurteilt worden war - er 
hatte auf einer Trauerkundgebung für den 
ermordeten Mete Eksi eine Maofahne ge- 
schwenkt - wegen „Verunglimpfung der 
Bundesrepublik Deutschland“ zu einem 
Jahr Gefängnis ohne Bewährung verurteilt. 
Zwar legte der Europa-Koordinator von 
amnesty international eine zweite Überset- 
zung des Flugblattes vor, die von der des 
amtlichen Übersetzers erheblich abwich 
und deutlich machte, dass Übersetzungen 
immer auch eine Frage der Interpretation 
sind und dass die Staatsanwaltschaft das 
Flugblatt im Sinne ihrer Anklage interpre- 
tieren ließ. Zahlreiche Initiativen solidari- 
sierten sich mit Garip, doch vergebens. Sei- 
ne Revision wurde verworfen und eine Ver- 
fassungsklage abgelehnt. Garip M. sah für 
sich keine andere Möglichkeit, als unterzu- 
tauchen, um dem Gefängnis zu entgehen. 

Nach sieben Jahren muss Garip M. end- 
lich die Möglichkeit haben, aufzutauchen 
und eine Existenz aufzubauen. Dazu bedarf 
es - neben den erforderlichen juristischen 
Schritten - vor allem einer solidarischen Öf- 
fentlichkeit. 


Unterschriftenlisten können bestellt wer- 

den bei: Initiative gegen Unterdrückung, 

c/o Allerweltshaus, Körnerstr. 77, 50823 
Red. 


Bundesweite Demonstration 


Die deutsche Polizei hat eine 
afrikanische Frau, Mutter 
von zwei Kindern getötet 


Es ist am Samstag, 14. Juli, in Aschaffen- 
burg (Bayern/Süd Deutschland) passiert 
(siehe auch AI 248). Die getötete Frau heis- 
st Ndeye Mareame SARR, kommt aus dem 
Senegal und war 26 Jahre alt. Hintergrund 
ist ein Streit zwischen ihr und ihrem Ehe- 
mann, einem weißen Deutschen, der in der 
Nacht gegen 2.30 Uhr die Polizei gerufen 
hat, um seine Frau aus der Wohnung wer- 
fen zu lassen. Die Frau war in die Wohnung 
ihres getrennt lebenden Ehemannes ge- 
kommen, weil sie den zweijährigen Sohn 
abholen wollte, der einige Tage zuvor von 
dem Mann entführt wurde. Als Mareame 
bei ihrer Schwiegermutter in Köln anrief, 
erführ sie, dass ihr Sohn versteckt gehalten 
wurde. Die Schwiegermutter sagte zu Ma- 
reame: „Es ist besser, wenn der Junge bei 
uns aufwächst. Dann nimmt er wenigstens 
nicht deine Nigger-Mentalität an“. 
Mareame hat die Polizei vergeblich um 
Hilfe bei der Abholung ihres Kindes gebe- 
ten. Aber als der Mann die Polizei anrief, 
waren sofort 2 Beamte zur Stelle. Als sie 
auftauchten und sofort Partei für den Ehe- 
mann ergriffen hatten, kam es zu einer Aus- 
einandersetzung zwischen den zwei Poli- 
zeibeamten und der 26-jährigen Afrikane- 
rin. Im Verlauf dieser Aus- 
einandersetzung zog einer 
der Polizisten seine Dienst- 
waffe und erschießt die Frau, 
die wenig später im Klinikum 
Aschaffenburg gestorben ist. 
Jetzt kriminalisiert die Po- 
lizei die getötete Mareame, 
indem sie die Frau als „ge- 
walttätig“, aggressiv und 
„physisch ihrem Ehemann 
überlegen“ darstellen und 
behauptet, dass die Polizei- 
beamten sie aus „Nothilfe“ 
erschossen hätten. Der Täter 
wurde nicht von Dienst sus- 
pendiert, sondern ist weiter- 
hin für die Polizei Aschaf- 
fenburg tätig. Die Staatsan- 
waltschaft will sich der In- 
terpretation der Polizei 
anschließen und die Ermitt- 
lungen einstellen. Wir ak- 
zeptieren diese Lüge und Ma- 
nipulationen nicht und for- 
dern die Wahrheit, die Be- 
strafung der Täter dieses Ver- 
brechens und Wiedergutma- 
chung für die betroffene Fa- 


milie. 

Dafür veranstaltet die Black Community 
in der BRD mit Unterstützung verschiede- 
ner Flüchtlings-, MigrantInnen-, deutschen 
und internationalen Menschenrechts-, 
Frauenorganisationen und Antirassistische 
Gruppen, eine 


Bundesweite Demonstration in 
Aschaffenburg 


Samstag, 8. September, 12.00 Uhr 
Treffpunkt und Auftaktkundgebung: 
Bahnhof Aschaffenburg. 

Kontakt : 0170-8643556 (Sipua) 


Die deutsche Presse, Fernsehen und Radios 
berichten überhaupt nicht über dieses ras- 
sistische Verbrechen. Aber wenn einE Aus- 
länderIn hier etwas falsch macht, werden 
die deutschen Medien und Politikern es in 
der ganzen Welt erzählen und diesen Vor- 
fall missbrauchen, um AusländerInnen zu 
kriminalisieren und zu verteufeln. 

(...) 

Der Kampf geht weiter bis zur komplet- 
ten Abschaffung von rassistischen Polizei- 
kontrollen, Polizeibrutalität und Gewalt 
und allen Rassistischen und Diskriminie- 
renden Taten und Verhaltenweisen gegen 
Ausländerinnen im allgemeinen und 
Schwarzen in Deutschland im Besonderen. 
Denn durch solche Verhaltenweisen und 
Praktiken werden Verbrechen begünstigt 
und die Nichtstrafbarkeit der Täter gesi- 
chert. 

Black Students’ Organisation-BSO e.V., SOS 
Struggles of Students e.V., African Refugees As- 
sociation-ARA, Initiative Schwarze Deutsche- 
ISD-Bund e.V., ADEFRA e.V., SOKONI e.V., Sene- 
galesische Community in Deutschland; Königstr. 
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Trier 


Brandanschlag auf 
den Infoladen Trier 


In den Morgenstunden des 4. August 01 
urde auf den Infoladen Trier ein Brandan- 
schlag verübt. 


Die Täter und Täterinnen brachen in die Räu- 
me ein, zerstörten Teile der Einrichtung und 
legten an mehreren Stellen Feuer. Unter an- 
derem griffen sie gezielt die Leihbücherei 
und das Zeitschriftenarchiv an. Die zügig 
eintreffende Feuerwehr schützte die Bewoh- 
nerinnen und Bewohner des Hauses und ver- 
hinderte schwere Schäden. 

Der Infoladen bietet seitzehn Jahren Raum 
für linke und alternative Politik und ist seit 
seiner Eröffnung Treffpunkt für linke und 
alternative Gruppen. Er stellt eine Bücherei 
und verschiedene Archive allen Interessier- 
ten zur Verfügung. Monatlich findet ein ko- 
stenloser Filmabend statt. Der Infoladen ist 
aber auch selbst als Gruppe aktiv und en- 
gagiert sich im Bereich antifaschistischer 
und antiklerikaler Politik. 

Neben der Beteiligung am Trierer Bünd- 
nis gegen Rechts war es vor allem die vom 
Infoladen organisierte Fahrt zum früheren 
Konzentrationslager Buchenwald (der TV 
berichtete 26. April 01), die die mutmaßlich 
rechten Täter und Täterinnen zu ihrem An- 
schlag motiviert haben könnte. 

„Es spricht vieles dafür, dass die Verant- 
wortlichen in der extremen Rechten zu su- 
chen sind“, so eine Sprecherin des Infola- 
dens am Montag. „Damit haben die Aktio- 
nen von Rechts in Trier eine neue Qualität 
erreicht.“ In der Vergangenheit hatten sich 
unter anderem Mitglieder der rechtsextre- 
men NPD durch Aggressivität und Drohun- 
gen hervorgetan. 

Während die Kriminalpolizei die Spuren 
auswertet, sind die Reparaturarbeiten in der 
Eberhardstraße voll im Gange. „Wir sind 
froh, daß nichts deutlich Schlimmeres pas- 
siert ist - vor allem, dass die im Haus le- 
benden Menschen nicht zu Schaden ge- 
kommen sind. Die Sachschäden lassen sich 
alle beheben, jetzt hoffen wir auf viel En- 
gagement und (finanzielle) Unterstützung 
für den Wiederaufbau“, so ein Helfer. Die be- 
reits geplanten Projekte des Infoladens sol- 
len unter den Folgen jedenfalls nicht leiden; 
auch die Leihbücherei ist während der Öff- 
nungszeiten - jeden Freitag von 17 bis 20 
Uhr - weiterhin für alle geöffnet. (...) 

Wer die Renovierung finanziell oder durch 
Sachspenden unterstützen will, kann sich 
bei uns melden oder spenden an: 
Infoladen Trier 
Kontonummer: 330149 
Volksbank Trier BLZ: 58560103 
Infoladen Trier 
Eberhardstr. 28, 54290 Trier 
trier@infoladen.de 
www.infoladen.de/trier 
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Ivan Jelinic 


Schnelle Hilfe in der 
JVA Hannover 


Im Oktober 2000 bekam ich einen Leisten- 
bruch. Der Gefängnisarzt Zettel sagte nach 
einer Untersuchung, das sei nicht schlimm, 
eine Operation sei nicht erforderlich. Und 
selbstverständlich dürfe ich weiterhin Sport 
betreiben, antwortete er auf meine Beden- 
ken. Wenn ein erfahrener Arzt diese Emp- 
fehlung macht, vertraut man darauf. Zu 
dem Zeitpunkt war der Bruch etwa 1,5 bis 
2 cm groß. Ich machte also weiterhin mei- 
nen Überlebens-Sport regelmäßig. Doch ei- 
nen Monat darauf vergrößerte die Bruch- 
stelle sich auf etwa 2,5 cm und meine Be- 
schwerden wurden stärker. Wiederum gab 
Dr. Zettel mir zu verstehen, das sei kein 
Grund zur Besorgnis. Leichte Schmerzen 
wären üblich beim Leistenbruch, sagte er. 
Eine Operation sei nicht notwendig. Den 
Sport könne ich ruhig weitermachen. 

Im Dezember trat ich in den Hungerstreik 
mit der Forderung, mich schnellstens ab- 
zuschieben, da ich mittlerweile über 15 Jah- 
re in Haft bin und als Abschiebehäftling 
diskriminiert bin. Zu der Zeit wurde der nie- 
dersächsische Justizminister Weber aus 
dem Kabinett entlassen und durch Prof. Chr. 
Pfeiffer ersetzt. Deshalb setzte ich den Hun- 
gerstreik sofort aus. Dr. Zettel wollte mir 
keine Schonkost verschreiben, und ich be- 
kam starke gesundheitliche Probleme. Der 
Arzt verweigerte mir jede Behandlung und 
drohte sogar mit Verlängerung der Haft, 
wenn ich nicht ruhig bliebe. Eine Operati- 
on des Leistenbruchs wollte er ebenfalls 
nicht anordnen, obwohl der Bruch bereits 
auf 3 oder 4 cm größer geworden war. Da 
ich der Vergangenheit gegen Dr. Zettel mich 
beim Justizministerium mehrfach verge- 
bens beschwert hatte, gab es keine Alter- 
native, als die Schmerzen zu ertragen. 

Erfahrungsgemäß bringt es nichts, sich 
gegen den Gefängnisarzt im Justizministe- 
rium bei Dr. Göttinger zu beschweren. Al- 
so stellte ich gegen Dr. Zettel bei der Poli- 
zei eine Strafanzeige. Die Staatsanwalt- 
schaft Hannover wies meine Klage jedoch 
zurück. Meine Beschwerde bei der Gene- 
ralstaatsanwaltschaft in Celle wurde eben- 
falls abgewiesen. 

Um das Kapitel abzukürzen: Die Monate 
vergingen und meine Schmerzen wurden 
immer stärker. Der Bruch wurde immer 
größer, aber wegen der Schmerzen war es 
unmöglich, die Größe abzuschätzen. Der 
Darm hatte sich durch die Bruchstelle un- 
ter die Haut gestülpt, so dass ich es mit der 
Hand zurückschieben und dauerhaft drauf- 
drücken musste. Die Leiste schmerzte wie 
Wundbrand, möglicherweise hatte das 
Bauchfell sich entzündet. 

Im März oder April 2001 ging Dr. Zettel 
zu meiner Überraschung in Rente. An sei- 
ne Stelle kam der Arzt Nordhausen. Ich ken- 


ne ihn seit 1991. Er war der zuständige Be- 
gleitarzt bei meiner Überführung vom Kar- 
Isruher Klinikum nach Hamburg, Er hatte 
aus dem Hubschrauber die Landschaft ge- 
filmt, während ich auf der Bahre am Tropf 
lag. Mich hatte er auch gefilmt. Später fiel 
ich vor Schmerzen in Ohnmacht und kam 
erst in Hamburg nach der Landung zu Be- 
wusstsein. 

Als Dr. Nordhausen mich sah und unter- 
suchte, sagte er sofort, der Leistenbruch 
muss operiert werden, und er werde das so- 
fort (veranlassen. Nichts passierte. Man 
muss sich) verarscht vorkommen, wenn so 
viele Monate vergehen und man trotz star- 
ker Schmerzen nicht operiert wird. 

Anfang Mai wurde ich schon richtig wü- 
tend, denn die Bruchstelle war bereits auf 
etwa 6 cm angewachsen, und es war mir 
nicht mehr möglich zu gehen, ohne den 
Darm nach innen gedrückt zu halten. Der 
ganze Bauch brannte wie Feuer. Dr. Nord- 
hausen sagte, er habe alles Erforderliche für 
die Operation eingeleitet. Aber auch der Mai 
verging ohne Operation. 

Ich dachte die ganze Zeit, der Arzt macht 
das absichtlich. Doch Anfang Juni sagte er 
mir, er könne nicht mehr tun, als die Ope- 
ration anzuordnen. Aber wenn die Ge- 
fängnisleitung die Operation verbiete, kön- 
ne er als Arzt nichts unternehmen. Es lag 
also nicht an ihm, sondern an der Gefäng- 
nisleitung, vertreten durch JESSE, die sich 
über die Anordnung eines Arztes hinweg- 
setzte. Das war ein unglaublich starkes 
Stück seitens der Administration. Vielleicht 
Amtsanmaßung, unterlassene Hilfelei- 
stung, Übelzufügung und wer weiß was 
noch alles. 

Schließlich aber wurden meine Schmer- 
zen fast unerträglich, die sich mittlerweile 
auf andere Organe ausgedehnt hatten. Als 
ich Dr. Nordhausen das mitteilte und eine 
Anzeige ankündigte, ging er jemanden an- 
rufen. Als er zurückkam, sagte er, nun sei 
ein neuer Termin festgesetzt worden für Ju- 
ni. 

Am 11. Juni war es endlich soweit: Mor- 
gens um 7 kamen 3 mit schwarzen Masken 
vermummte Gestalten. Sie fesselten meine 
Füße mit einer Kette, die Hände mit Hand- 
schließen. Dann wurde ich in einen Hub- 
schrauber gesetzt und angegurtet. Der 
Darm hatte sich nach außen gedrückt und 
schmerzte, aber ich konnte ihn nicht 
zurückschieben, weil die Handschließen 
durch einen Riemen gezogen und meine 
Hände somit am Bauch fixiert waren. Der 
Arzt hat leider vergessen zu fragen, ob ich 
Höhenangst habe oder schwindelfrei bin. 
Nach so vielen Jahren im Keller hätte alles 
sein können. Glücklicherweise ist mir nicht 
übel geworden. 

Nach etwa einer Stunde landete ich im 
Gefängniskrankenhaus Fröndenberg in 
NRW. Die Operation wurde für den näch- 
sten Tag angesetzt. Ich musste vorab meh- 
rere Schriftstücke unterzeichnen, sonst wä- 
re die OP nicht durchgeführt worden. Ich 
wollte alle Papiere abschreiben, aber es war 


keine Zeit. Ein Blatt habe ich aber geschafft. 
Darauf steht Folgendes: 

„Jeder Bruch besteht aus einem Bruchs- 
ack (ausgestülptes Bauchfell), einer Bruch- 
pforte (Bruchlücke) und dem Bruchinhalt 
(Teile von Bauchorganen, meist Darm). 

Der Leistenbruch tritt oberhalb des Lei- 
stenbandes aus: Er kann bei Männern bis 
tief in den Hodensack reichen (sogenannter 
Hodenbruch). Man unterscheidet zwischen: 

-indirekten Brüchen, die bei Männern 
dem Samenstrang, bei Frauen einem Hal- 
teband der Gebärmutter folgen, und 

-direkten Brüchen, die senkrecht durch 
die Bauchwand treten. 

? Welche Gefahren bestehen? Welche Be- 
handlung gibt es? 

Leisten- und besonders Schenkelbrüche 
könne lange Zeit übersehen oder verkannt 
werden. Bei Einklemmung des Bruchinhalts 
kommt es innerhalb weniger Stunden zu 
Durchblutungsstörungen der Darmwand, 
die dann abstirbt. Darmverschluss und 
Bauchfellentzündung sind die Folgen. 

Bei Männern kann der Druck des Lei- 
stenbruches auf den Samenstrang zusälz- 
lich zur Schädigung des Hodens (Atrophie) 
führen. 

(...) 

? Ist eine Behandlung ohne Operation 
möglich? 

Heilung „von selbst“ (Spontanheilung) ist 
nicht zu erwarten. Bruchband oder Stütz- 
korsette sind auf Dauer eher schädlich; kei- 
nesfalls tragen sie zur Heilung bei. Der Lei- 
stenbruch sollte daher operiert werden, so- 
lange die Beschwerden gering sind. 

? Welche Operationsverfahren kommen in 
Frage? 

Leistenbruch, herkömmliche Methode: 
Über einen schrägen Schnitt in der Leiste 
wird der Bruch freigelegt. Nach Zurück- 
schieben des Bruchinhaltes wird der 
Bruchsack unterbunden und abgetragen. 
Der Leistenkanal kann durch Raffung der 
kräftigen Muskelhaut (FASZIE) und der 
Muskulatur verkleinert, bei Frauen ganz 
verschlossen werden. Bei Männern verbleibt 
Raum für den Samenstrang. 

Bei übergroßen Brüchen können sehr 
große Lücken in der Bauchwand bestehen, 
die manchmal zusätzliche Maßnahmen er- 
fordern (z.B. die Verpflanzung von Muskel- 
haut und/oder den Einsatz von Kunststof- 
fen.“ - Zitatende - (Die Ärzte kamen und 


„ nahmen die Papiere mit.) 

= Die Operation wurde unter Voll- 
-narkose vorgenommen und dauerte 
ca. eine Stunde. Anästhesist war 
Herrn Soljarev. Die zuständige Ärz- 
tin oder Chirurgin Frau Dr. Scheiter. 
Nach dem Erwachen war meine erste 
Frage, ob es Komplikationen gegeben 
* habe. Das wurde verneint. 

Die Bauchdecke wurde genäht mit 
einem Garn, der vom Organismus 
nach einer gewissen Zeit abgebaut 
wird. Die Haut wurde mit 8 Klammern 
aus Metall geschlossen, welche nach 
Weisung der Ärztin spätestens am 10. 
Tag nach der Operation entfernt werden 
sollten. Doch leider wurde ich bereits 7 Ta- 
ge nach der OP zurückgeflogen. Fesselung 
wie zuvor, jedoch waren die SEKler nicht 
mehr vermummt. Zwei Tage später, am 
Freitag, den 22. Juni, sollten die Klammern 
entfernt werden. Dr. Nordhausen kam zu 
mirund sagte, er habe dafür kein Werkzeug. 
Ich sagte, er könnte von meinem Konto 
Geld nehmen und so eine Maschine kau- 
fen. Aber er sagte, er werde in 3 Tagen mit 
Pinzette und so was kommen und die Klam- 
mern entfernen. Ich fragte, ob das nicht zu 
spät sein könnte, weil ich nicht unbedingt 
16 Piercinglöcher am Bauch behalten wol- 
le. Er versichte, am 13. Tag sei das nicht zu 
spät. 

Das Wochenende verging. Am Montag, 
den 25. Juni, fragte ich, warum Dr. Nord- 
hausen nicht kommt, um die Klammern 
rauszunehmen. Die Gefängnisbeamten 
sagten, der Arzt sei im Abschiebegefängnis 
und habe keine Zeit. Die OP-Narbe fing an 
zu jucken und wurde leicht rötlich. Ich 
dachte, vielleicht wird Dr. Nordhausen mor- 
gen auch wieder keine Zeit haben und über- 
morgen auch nicht ... und was dann? 

Am Abend rief ich die Sanitäter und bat 
sie darum, die Klammern mit einer Pinzet- 
te oder so was rauszunehmen. Aber sie ver- 
weigerten das mit dem Argument, sie sei- 
en dazu nicht befugt. Da die Narbe jedoch 
immer stärker zu brennen anfing, blieb mir 
nichts anderes übrig, als die Klammern 
selbst zu entfernen. Hab zum Glück noch 
etwas Essigwein in der Zelle. Von den Be- 
amten ließ ich mir eine Schere und einen 
Nagelkneifer geben. Ach ja, Rasierwasser 
bekam ich auch. Damit und mit Essigwein 
habe ich den Narbenbereich desinfiziert, die 
Schere und Nagelkneifer mit dem Feuer- 
zeug abgebrannt. Nach über einer Stunde 
war ich schweißgebadet, aber die Klam- 
mern waren draußen. (Der Patient hat übri- 
gens überlebt.) Am 14. Tag kam Dr. Nord- 
hausen dann doch vorbei, konnte aber 
nichts weiter tun. Die Wunde hat er im- 
merhin richtig desinfiziert und neu ver- 
bunden. Soweit das Kapitel Leistenbruch 
und schnelle Hilfe in der JVA Hannover, 
Deutschland. 

Ivan Jelinic, 17. August 2001 - Abschiebe- 
haft seit 1985 

(Leicht gekürzt; beim Faxen gingen leider 
einige Zeilen verloren) 


Türkische Gefängnisse 


8000 PKK-Gefangene 
im Hungerstreik 


Die 8000 PKK-Gefangenen treten ab dem 15. 
August im Rahmen der Aktivitäten um den 
Weltfriedenstag am 1. September in Hunger- 
streik. Sie fordern vom Staat konkrete Schrit- 
te zu einem Dialog und bleibenden Frieden. 

In einer Erklärung gaben S. Erdogan und C. 
Arkac im Namen aller PKK-Gefangenen be- 
kannt, dass sie zwischen dem 15. und 31.8. in 
großen Gruppen in den Hungerstreik treten. 
Im Gegensatz zur konstruktiven und be- 
schleunigten Veränderung der kurdischen Sei- 
te führe der Staat seine Methoden des Still- 
stands, der Verleugnung und Vernichtung fort. 
Es werde immer noch nicht auf die klassisch- 
konservative Politik verzichtet, die jede Lö- 
sung verhindere. „In der Türkei herrscht Be- 
darf an einer tiefgreifenden Reform und Men- 
talitätsänderung. Das Vertrauen der Bevölke- 
rung in die bestehende Regierung und das Par- 
lament sind gleich Null.“ 

Weiter heißt es in der Erklärung, trotz der 
vom auf Imrali inhaftierten PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan entwickelten Lösung und 
Projekte werden nach wie vor Isolationsbe- 
dingungen und willkürliche Vorgehensweisen 
angewandt. Keiner der generellen Erlasse des 
Justizministeriums habe Gültigkeit auf Imra- 
li. „Stattdessen werden besondere Zermür- 
bungsmethoden von geheimen Kräften ange- 
wandt. Dies ist nicht akzeptabel.“ Die Quelle 
aller Probleme der Türkei liege in der Lö- 
sungslosigkeit in Bezug auf Demokratisierung 
und kurdische Frage. In diesem Bereich sei kei- 
ne ernsthafte Verbesserung zu verzeichnen. 
Eine Lösung bedeute bleibenden inneren Frie- 
den. Weiter wird in der Erklärung darauf auf- 
merksam gemacht, dass nach der Gefängni- 
soperation vom 19. Dezember die Isolation, 
Vereinsamung und Angriffe aufpolitisch-kul- 
turelle Identität in den Gefängnissen ange- 
stiegen seien. 


Die Lösung ist auf Imrali 


Die Lösung der Probleme liege auf Imrali, so 
die PKK-Gefangenen, die fordern, dass die seit 
drei Jahren andauernden schweren Isolati- 
onsbedingungen des PKK-Vorsitzenden auf- 
gehoben, die Rechte aller Gefangenen auch für 
Öcalan geltend gemacht und einige PKK-Ge- 
fangene zu ihm verlegt werden. Der Staat müs- 
se Schritte unternehmen für einen Dialog und 
bleibenden Frieden. Die weiteren Forderun- 
gen: „Eine demokratische Verfassung, die die 
kurdische Identität anerkennt; eine Gene- 
ralamnestie, die dem inneren Frieden dient; 
die Beendigung aller Operationen und der Re- 
pression und antidemokratischen Vorgehens- 
weise gegen demokratische Einrichtungen....” 
Außerdem forderten die PKK-Gefangenen die 
demokratische, patriotische und internationa- 
le Öffentlichkeit zur Solidarität auf. 

Özgür Politika, 13.8. - Informationsstelle 
Kurdistan e.V. (leicht gekürzt) 
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Eine weitere 
Gruppe beginnt das 
Todesfasten 


Die revolutionären Gefangenen haben in ei- 
ner Erklärung an die Presse vom 2. August 
2001 erklärt, dass die 6. Einheit von Ge- 
Jangenen am 28. Juli das Todesfasten an- 
getreten hat. Die restlichen Gefangenen hät- 
ten den unbefristeten Hungerstreik angetre- 
ten. - Die Erklärung wurde im Namen der 
Gefangenen der DHKP-C, TKP (ML), TKIP, 
TKP/ML, TIKB, DH, TDP, MLKP, DY, MLSP, 
PKK/DCS (Revolutionäre Linienkämpfer) 
von Ercan Kartal und etlichen anderen Ge- 
Jangenen namentlich unterzeichnet. Darin 
heißt es: 

„Unser Todesfastenwiderstand, den wir Ge- 
fangene verschiedener Parteien und Organi- 
sationen am 20. Oktober 2000 und am 9. De- 
zember 2000 begonnen haben, hält seit 9 
Monaten an. Bis zum heutigen Tag sind un- 
zählige Freunde von uns gefallen, unzähli- 
ge von ihnen wurden durch die Zwangs- 
ernährung verkrüppelt, Anstatt dass der Ju- 
stizminister unsere gerechten, demokrati- 
schen und legitimen Forderungen annimmt, 
setzt er seine Diffamierungskampagne und 
seine Demagogien fort, um unter dem Deck- 
mantel der ‚Reform’ die Isolationshaft 
durchzusetzen und uns zu Aufgeben zu 
zwingen. 

Die Erwartung des Justizministers, dass 
unser Widerstand sich von selbst auflöst, ist 
durch die Aufnahme des Todesfastens durch 
neue Einheiten ins Leere gelaufen. Der Ju- 
stizminister rechnet sich aus, dass er unse- 
ren Widerstand durch die ‚bedingte Freilas- 
sung’ unserer Freunde, die sich im Todesfa- 
sten befanden, ohne unsere Forderungen zu 
akzeptieren beenden kann. (...) Unseren Wi- 
derstand werden wir fortsetzen, bis unsere 
Forderungen angenommen werden. 

Unsere Forderungen: 

1. Bevor nicht architektonische Ände- 
rungen durchgeführt, bevor nicht Ein- 
mann- und Dreimannzellen aufgehoben 
werden und bevor nicht Einrichtungen ge- 
schaffen werden, die uns Gefangenen ein 
gemeinsames Leben ermöglichen, sind die 
Isolationsbedingungen nicht aufgehoben. 
Die Isolationsbedingungen müssen beendet 
werden. 

2. Alle Verbote und Maßnahmen, die zur 
Vernichtung unserer Gedanken eingeführt 
wurden, müssen aufgehoben werden. 

3. Unsere Forderungen sind menschlich, 
gerecht, legitim und demokratisch. 

4. Die Zwangsernährung stellt eine Fol- 
ter dar. Die Verkrüppelung dadurch stellt ei- 
ne Straftat dar. Dutzende unserer Freunde 
wurden auf diese Weise verkrüppelt. Sie 
sind zu Lebewesen geworden, die keine Ver- 
gangenheit, keine Gedanken haben. Die 
Zwangsernährung muss sofort beendet 
werden.“ 
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Türkeı 


Seit über 300 Tagen dauert 
das Todesfasten an 


Am 14. August ist der todesfastende Osman 
Osmanagaoglu am 299. Tag des Widerstan- 
des in Istanbul Armutlu gefallen. Er ist der 
62. Gefallene in diesem Todesfasten-Wider- 
stand. 

Osman Osmanagaoglu wurde 1957 in Ka- 
rabük geboren, besuchte dort die Grund- 
schule und Hauptschule. In Ümraniye Istan- 
bul absolvierte er das Gymnasium. 1975 lern- 
te errevolutionäre Gedanken kennen. 18 Jah- 
res seines Lebens verbrachte er mit Unter- 
brechungen im Gefängnis. Seine letzte Ver- 
haftung war im Jahr 1991. Damals wurde er 
zur Todesstrafe verurteilt. 

Osman war in der ersten Todesfasten-Grup- 
pe. Nach dem Massaker am 19.12. 2000 wur- 
de er in den Kandira-Isolationsknast verlegt. 


Im Folgenden geben wir einen Aufruf des 
TAYAD-Komitees vom 19.8. wieder 


Aufruf an die Presse und die Öffentlichkeit: 


Die Bevölkerung in Köücükarmutlu- 
Istanbul ist dringend auf Ihre Hilfe 
angewiesen. 


Türkischer Staat bereitet Massaker 
an den Angehörigen der Gefangenen 
vor. 


Eine ausländische Delegation in der 
Türkei kann die Angriffe verhindern 


Seit längerer Zeit bereitet der türkische Staat 
einen Angriff auf die Gefangenen-Angehöri- 
gen in Kücükarmutlu-Istanbul vor. Zuletzt be- 
lagerten am 17. August 2001 unzählige Spe- 
zialteams und Soldaten mit Panzern und Bull- 
dozern das Armenviertel in Armutlu, wo das 
Todesfasten der freigelassenen Gefangenen 
und ihrer Angehörigen stattfindet. Über 20 
Angehörige und mehrere freigelassenen Ge- 
fangene setzen hier ihren Widerstand des To- 
desfastens gegen die Isolationszellen fort. 
Um den Widerstand gegen die Isolations- 
zellen zu brechen lässt der Staat nichts un- 
versucht. Erst das Massaker an den Gefange- 
nen und die zwangsweise Verschleppung in 
Isolationszellen. Nachdem das Todesfasten 
auch hier fortgeführt wurde, wurden unzäh- 
lige von Gefangenen, sobald sie Bewusstsein 
verloren hatten zwangsernährt und teilweise 
verkrüppelt. Als die Gefangenen das Todesfa- 
sten trotz der Zwangsernährung erneut be- 
gannen, wurden sie aus der Haft entlassen. Als 
diese den Widerstand auch draußen fortsetz- 
ten, begann der Staat nun die Todesfastenden 
auch draußen anzugreifen. Die Angehörigen, 


Im April wurde er zur Zwangsernährung ins 
Krankenhaus gebracht, wo er diese Zwangs- 
maßnahme ablehnte. Die Regierung ließ ihn 
wegen Haftunfähigkeit frei, doch er streikte 
in Istanbul Armutlu weiter. 

Nach einer Meldung des Solidaritätskomitees 
mit Tayad, Bielefeld 


die sich mit Ihnen solidarisieren und sich zum 
Teil ebenfalls am 305. Tag des Todesfastens 
befinden, werden nun mit unzähligen Provo- 
kationen eingeschüchtert. Da auch diese Ein- 
schüchterungsversuche nichts bringen, ver- 
sucht der Staat nun erneut, wie am 19. De- 
zember 2000 mit einem Massaker, bei dem 28 
Gefangene massakriert wurden, den Wider- 
stand mit einem Massaker zu brechen. Bereits 
seit einem Monat patrouillieren Militärkräfte 
im Gebiet der Todesfasten in Kücükarmutlu. 
Ein- und ausgehende Besucher werden will- 
kürlich kontrolliert und sogar Blumen und 
Nelken, die für Todesfastenden mitgebracht 
werden, beschlagnahmt und verboten. Vor 
Zwei Tagen drangen die Militärkrafte bis zu 
30 Meter an die Häuser der Todesfastenden in 
Kücükarmuttu und warteten mit Polizeikräf- 
ten, Sondereinheiten, Sonderkommandos mit 
unzähligen Waffen und Panzern aufeinen An- 
griffsbefehl der Regierung. Durch die Anwe- 
senheit einer europäischen Delegation und das 
Einschreiten der demokratischen Institutionen 
konnte der Angriff jedoch vorerst zurückge- 
drängt werden. Das Militär hat sich jedoch 
nicht endgültig zurückgezogen, sondern nur 
um einige Hundert Meter weiter entfernt. Das 
Militär wartet auf einen günstigen Moment, 
um den Angriff ungestört durchführen zu 
können. 

Lassen wir ein zweites Massaker an den Wi- 
derstandsführenden nicht zu. Zeigen wir 
durch unsere Präsens vor Ort, dass die Bevöl- 
kerung in Armutlu-Istanbul nicht allein ist. 

Falls Ihr an einer Delegation nach Istanbul 
teilnehmen wollt, meldet Euch bitte unbedingt 
unter der unten genannten Adresse: 
Solidaritätskomitee mit TAYAD 
Wittekindstr. 21; 33615 Bielefeld 
Tel.: 0521-5216294 Fax.: 0521-5216395; 
E-Mail: tayadkomite»web.de 


Die Gedanken derer, die gefangen waren, 
kehren immer wieder ins Gefängnis zurück 


Wenn über das Baskenland gesprochen wird, 
dann geht es meist um die Gewalt der Unter- 
grundorganisation ETA. Über die Hintergrün- 
de des Konflikts oder über die Gewalt die von 
staatlicher Seite gegen die linke Unabhängig- 
keitsbewegung ausgeübt wird, wird nicht oder 
wenig gesprochen. Trotzdem, Amnesty Inter- 
national und selbst das Europaparlament grei- 
fen das Mitgliedsland Spanien immer wieder 
wegen Misshandlungen an. Die Journalistin 
Nekane Txapartegi kann ein Lied davon sin- 
gen, was Repression im Baskenland bedeutet. 
Die ehemalige Stadträtin der ETA nahen Par- 
tei Herri Batasuna aus dem Dorf Asteasu hat 
in den 28 Jahren ihres Lebens schon viel er- 
lebt oder besser gesagt überlebt. 

Die Zeitschrift, für die sie gearbeitet hat, Ar- 
di Beltza (Schwarzes Schaf), hat im Mai auf- 
gegeben, nachdem der umstrittene Ermitt- 
lungsrichter Baltasar Garzön mehrfach ein 
Verbot angekündigt hat. Ihr Chef Pepe Rei, 
wurde erst im Juni nach fünf Monaten Ge- 
fängnis wieder frei gelassen. Doch all das ist 
nichts im Vergleich zu dem, was Nekane vor 
zwei Jahren auf Grund der Anordnung des 
selben Richters geschah.. 

„Ich wurde in Tolosa verhaftet. Typen in Zi- 
vil hielten mir mitten auf der Straße eine Pi- 
stole an die Stirn und zerrten mich aus dem 
Auto. Die fragten nur, ob ich Nekane Txapa- 
tegi bin. Als ich bejahte, wurden mir die Ar- 
me mit Handschellen auf den Rücken gefes- 
selt, ich wurde in ein Auto geschleift und dort 
wurde mir etwas über den Kopf gestülpt. Da- 
nach fingen sie an, Runden zu drehen und Fra- 
gen zu stellen. Dann versuchten sie mich zu 
zwingen, die Inkommunikationsanweisung zu 
unterschreiben. Die Inkommunikation bedeu- 
tet, mit niemandem sprechen zu können, we- 
der mit deiner Familie noch mit einem Anwalt 
deines Vertrauens. Du bist ihnen vollständig 
ausgeliefert und hast keine Möglichkeit dich 
zu verteidigen. Als ich mich weigert,e began- 
nen die Schläge, schon bevor sie zu mir nach 
Hause fuhren.“ 

Es vergingen etwa zwei Stunden, bis die 
Durchsuchung der Wohnung begann. Durch- 
suchung in Anführungsstrichen, denn es sei 
nicht darum gegangen, etwas zu finden, son- 
dern um mutwillige Zerstörung. Über das, was 
nach dem Verlassen der Wohnung geschah, 
möchte Nekane lieber schweigen, ringt sich 
aber doch zu einer Zusammenfassung durch. 

„Kaum aus dem Dorf hinaus, stülpten sie 
mir eine Plastiktüte über den Kopf. Es war ei- 
ne von den dickwandigen Mülltüten. Die Fol- 
ter besteht darin, dass du nahe an den Er- 
stickungstod gebracht wirst. Die ziehen dir die 
Tüte am Hals zusammen und lassen dich nicht 
atmen. Manchmal fällst du dabei in Ohnmacht. 
Dann lässt man dich wieder etwas Luft 
schnappen, um dich wieder zu strangulieren. 
Dazu kommen Schläge auf den Kopf. Dann 
halten sie an und führen dich in einen Wald. 


Sie fesseln dich an Armen und Beinen 
und zielen mit den Pistolen auf dich. 
Wenn wir dich hier erschießen, wer er- 
Jährt schon davon, haben sie mir gesagt. 
Die Fahrt nach Madrid, die normaler- 
weise 4-5 Stunden dauert, verlängerte 
sich so auf sieben Stunden. Es waren vier 
Guardia Civiles, zwei vorne und zwei hin- 
ten, die mich dauernd aufden Kopf schlu- 
gen und mich strangulierten. Sie wollten, 
dass ich mich selbst beschuldige. Natür- 
lich wollten sie auch, dass ich andere 
nenne, die sie beschuldigen wollten.“ 

Die Choreographie war dabei schon 
bestimmt. Am frühen Morgen des 9. 
März 1999 wurden in Paris diverse Mit- 
glieder der ETA verhaftet, darunter ein 
angeblicher ETA- Chef. Nekane wurde 
bei der Verhaftung am Nachmittag be- 
schuldigt, als Kurier zwischen dieser 
Führung und dem Kommando von ETA 
in Donostia-San Sebastian gedient zu 
haben. Der Vorwurf lautete auf Mit- 
gliedschaft in der ETA. Die Anwendung 
des Antiterrorgesetzes lässt fünf Tage 
Kontaktlosigkeit zu. In dieser Zeit, wer- 
den aus den Beschuldigten Geständnis- 
se und Anschuldigungen gegen andere 
herbeigefoltert. 

„Mich haben sie ins berüchtigte Kom- 
missariat von Tres Cantos gebracht, wo sie 
schon Gurutze Yanci umgebracht haben. Sie 
kündigten mir an, dass jetzt der Spaß erst be- 
ginnt. Sie bringen mich in einen Raum und es 
geht weiter mit der Tüte, Schlägen und sexu- 
ellem Missbrauch.“ 

Nekane will die sexuellen Übergriffe nicht 
beschreiben, doch aus dem von ihr angefer- 
tigten Protokoll geht hervor, dass sie mehr- 
fach mit dem Lauf von Pistolen vergewaltigt 
wurde, sowohl vaginal als auch anal. 

„Sie lassen dich nicht schlafen. Ich, im Kon- 
kreten, musste die ganze Zeit gefesselt stehen 
und mit einem Sack über dem Kopf an die 
Wand schauen. Du siehst nie, wer dich foltert, 
wenn es nicht die Tüte ist, stülpen sie dir was 
anderes über. Vor Ermüdung kippst du einfach 
um, worauf sie dich treten. Sie machen alles 
mögliche mit dir. Es fällt mir schwer, das al- 
les zu erzählen. Das ging die ganze Zeit so. 
Insgesamt waren es fünf Tage.“ 

Fünf Tage ohne Essen, Trinken, Schlafen. 
Zwischendurch kam ein „Arzt“ vorbei, doch 
der hatte nur die Aufgabe, zu schauen, dass 
sie nicht stirbt und nicht zu viele Spuren der 
Folter zu sehen sind. Nach etwa drei Tagen, 
genau kann sie es nicht sagen, soll sie Aussa- 
gen zu Protokoll geben Doch sie weigert sich 
ohne einen Anwalt ihres Vertrauens. 

„Als ich mich nach drei Tagen verweigerte, 
wurde die Folter noch heftiger. Ich glaube, noch 
am selben oder nächsten Tag sollte ich wieder 
aussagen. Diesmal lassen sie mich auswendig 
lernen, was ich sagen soll. Sie sagten mir, du 


bist die, hast das und das getan und musst den 
oder jenen beschuldigen. Ich sage dir, die Fol- 
ferungen waren einfach nicht mehr zum Aus- 
halten, denn es kommt auch die psychologi- 
sche Folter hinzu. Sie sagten mir, dass sie mei- 
ne Familie verhaften würden und dass schon 
einige Leute verhaftet worden sind. Ich wus- 
ste nicht, wer alles verhaftet worden war. Ich 
wusste nur, dass ein Freund, Mikel Egibar, da- 
bei war, denn irgendwann führten sie mich zu 
ihm, um zu sagen, dass er mich angeworben 
hat. Dann haben sie uns in gegenüberliegen- 
den Zellen bei offenen Türen gefoltert, so dass 
wir gegenseitig die Folter des anderen hörten. 
Das Schlimmste war, als sie uns noch die Ul- 
traschallbilder der schwangeren Frau von Mi- 
kel zeigten. Sie sagten, wenn ihr nicht aussagt 
und es gibt eine Fehlgeburt, seid ihr selbst 
schuld. Sie fangen also wieder mit der Folter 
an. Sie sagen dir, wenn du nicht dass sagst 
was wir wollen, kommst du hier nicht raus. 
Irgendwann kommt der Augenblick, wo du das 
alles nicht mehr aushalten kannst“. 

Sie gibt auf und bezeugt, was von ihr ver- 
langt wird. Drei Mal musste Nekane dann die 
Version ihrer Aussagen ändern, die ihr jeweils 
von der Guardia Civil diktiert wurden. Jedes 
Mal muss sie bezeugen, dass sie jeweils zuvor 
abgegebene Aussage gelogen war. Während 
der Folter kam offensichtlich selbst die Guar- 
dia Civil zu dem Ergebnis, dass sie unmöglich 
Kontaktfrau zwischen einem ETA-Kommando 
und der Führung zu sein konnte. 

Da sie Mikel Egibar kannte, wurde sie nun 
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einfach der Gruppe zugeordnet, die ebenfalls 
in diesen Tagen verhaftet wurde. Dabei han- 
delte es sich um Mitglieder von Xaki. Also 
wurde sie zum Xaki-Mitglied umgebaut, mit 
den entsprechenden Änderungen in den Aus- 
sagen versteht sich. Xaki ist eine Organisati- 
on, die für Herri Batasuna versucht hat, inter- 
national eine Öffentlichkeit über den Konflikt 
im Baskenland herzustellen. Für den Richter 
Garzón handelt es sich dabei um das Außen- 
ministerium von ETA. 

Am sechsten Tag nach der Verhaftung sitzt 
sie endlich vor einer Haftrichterin. Dort wie- 
derrief sie alle Aussagen und zeigte die erlit- 
tene Folter an. Die Haftrichterin, einiges ge- 
wohnt, habe sich angesichts ihres schlimmen 
Zustandes sogar zu einer menschlichen Geste 
hinreisen lassen und ihr Wasser zum Trinken 
angeboten. 

Das änderte aber nichts daran, dass sie Ne- 
kane auf Grund des erfolterten Geständnisses 
in Haft schickte. Statt sie zu anderen Gefan- 
gen zu lassen, wird die Inkommunikation im 
Knast um weitere fünf Tage verlängert. Sie 
vermutet, dass es wohl an ihrem bedauerns- 
werten Zustand lag. Offensichtlich sollte sie 
niemand so sehen, der davon später Zeugnis 
ablegen könnte. 

Doch sie hatte Glück, in ihrem Pech beson- 
ders hart rangenommen worden zu sein. Ihr 
Zustand sei so bedauernswert gewesen, dass 
die Gefängnisärztin ein Gutachten anfertigte, 
um auf der sicheren Seite zu sein, falls wegen 
der zuvorkommenden Behandlung durch die 
Guardia Civil noch was nachkommt. 

„Der Knast unterliegt der Vorschrift dich bei 
der Aufnahme zu untersuchen. Die Ärztin bei 
der Eingangsuntersuchung war total geschockt 
und machte ein Gutachten, denn wenn dir im 
Gefängnis was passiert, ist das Gefängnis ver- 
antwortlich. Die wollten auf der sicheren Sei- 
te sein, denn normalerweise wird die Folter von 
den Ärzten gedeckt, damit man nichts gegen 
die Guardia Civiles unternehmen kann. In dem 
Bericht sind einige Sachen dokumentiert. Das 
war zwar nicht mal die Hälfte von den Sachen, 
die ich hatte, aber so habe ich wenigsten et- 
was in der Hand“. 

Dieser Bericht war es, der dafür sorgte, dass 
die Folteranzeige ernst genommen wurde und 
der Fall heute beim Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte in Strassburg liegt. Zwar 
sei dort noch nichts passiert, aber wegen feh- 
lender Beweise werden sonst die Foltervor- 
würfe reihenweise abgewiesen. 

Nach weiteren fünf Tagen in der Inkommu- 
nikation kommt Nekane mit anderen politi- 
schen gefangenen Frauen zusammen, die sie 
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Tausende demonstrierten am 4.8. für die 
Freiheit des Baskenlandes und der baski- 
schen politischen Gefangenen 


in dieser harten Situation stützen konnten. 

„Sie waren es, die mir halfen, wieder voran 
zu kommen. Stell dir vor, wie es ist, nach die- 
sen Tagen allein zwischen diesen Mauern zu 
sein. Du brichst zusammen, wenn du nicht al- 
les ganz klar hast. Du hast zwar von Freun- 
den von der Folter gehört, aber du weißt nicht, 
zu was die alles fähig sind, bevor du nicht in 
ihren Händen warst“. 

Wenige Tage später wird ihr Freund in Ren- 
teria tot aufgefunden. Man behauptete es sei 
Selbstmord, doch daran gibt es viele Zweifel. 

„Sie benutzten mich, um seinen angeblichen 
Selbstmord zu begründen. Für mich war im- 
mer klar, dass er umgebracht worden ist, und 
ich werde das weiter sagen. Aber die spani- 
schen Medien behaupteten, er sei zusammen- 
gebrochen, weil seine Freundin verhaftet wur- 
de, und habe sich eine Kugel in den Kopf ge- 
schossen. Ich hatte mich noch nicht von den 
Verletzungen der Folter erholt, von den psy- 
chologischen Schäden erholt man sich sowie- 
so nie, und versuchte gerade mit all meinen 
Kräften,wieder auf die Beine zu kommen und 
dann pum, das. Die Genossinnen waren eine 
zentrale Stütze für mich. Ich weiß nicht was 
passiert wäre, wenn ich dabei allein gewesen 
wäre, ob ich das verkraftet hätte.“ 

Neun Monate war sie inhaftiert. Bis zu ih- 
rer Freilassung auf Kaution wusste weder sie 
noch ihr Anwalt, was ihr konkret vorgewor- 
fen wird. Denn ein Jahr wurden die Ermitt- 
lungen „geheim“ geführt, auch eine Spezia- 
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lität der Demokratie „Made in Spain“. Ak- 
teneinsicht gibt es dabei für Anwälte nicht. 

„Meine Situation war total merkwürdig, 
denn ich wurde aus dem Gefängnis entlassen, 
während die Ermittlungen noch immer geheim 
geführt wurden. Klar, da gibt es den Haftbe- 
‚fehl vom Sekretariat des Ermittlungsrichters, 
da stand drin, ich hätte einige Reisen in Eu- 
ropa unternommen und hätte Pässe für Flücht- 
linge besorgt. Ich wurde also entlassen, ohne 
konkret zu wissen, was mir eigentlich vorge- 
worfen worden ist.“ 

Ohnehin war die ganze Aktion ein Schlag 
ins Wasser. Nicht einmal die Foltergeständ- 
nisse konnten Garzöns Kollegen vom Natio- 
nalen Gerichtshof dazu bewegen, einen Zu- 
sammenhang zwischen Xaki und ETA zu se- 
hen. Die letzten Mitglieder der Gruppe wur- 
den im März entlassen. Der Freund von Ne- 
kane, Mikel Egibar, saß fast zwei Jahre im Ge- 
fängnis. Die vierte Kammer stellte in ihrem Ur- 
teil fest. „Die Anklage krankt an einem Feh- 
len von Konkretisierung“. „Nicht einmal das 
vermeintliche Ziel der Anklage ist benannt“. 
Es gibt nicht einmal Indizien ...“, usw. 

Richter Garzön, der sich mit seiner Ankla- 
ge gegen den chilenischen Ex-Diktator Pino- 
chet als vermeintlicher Rächer der Menschen- 
rechte dargestellt hat, gewährt seinen Gefan- 
genen keinen Schutz vor Menschenrechtsver- 
letzungen und erhebt keine Anklagen gegen 
die Folterer. Allein in den letzten vier Jahren 
haben mehr als 200 Gefangene, die unter sei- 
nem richterlichen Schutz standen, Folter und 
Misshandlungen angezeigt. Im Übrigen hin- 
derte die Entscheidung des Nationalen Ge- 
richtshofs Garzön nicht darin, Xaki einen Mo- 
nat nach der Freilassung sämtlicher Mitglie- 
der zu verbieten. 

Obwohl sich die Entscheidung des Sonder- 
gerichtes wie eine Anklageschrift eines poli- 
tisch agierenden Richters liest, sind es die Be- 
schuldigten, die weiter die Konsequenzen zu 
tragen haben. So können Nekane und 13 wei- 
tere Menschen allein im Fall Xaki Spanien 
nicht verlassen, ein Land, das sie ohnehin 
nicht anerkennen. In den französischen Teil 
des Baskenlandes können sie nicht reisen. Da- 
zu kommen die ökonomischen Probleme auf 
Grund der hohen Kautionen. Allein Nekane 
musste 120.000 Mark hinterlegen, um frei zu 
kommen. Für die Xaki-Mitglieder zusammen 
wurden mehr als eine Million Mark an Kau- 
tionen hinterlegt. Derzeit haben Basken beim 
Sondergericht im Kampf gegen ETA, dem Na- 
tionalen Gerichtshof, über 12 Millionen Mark 
hinterlegt. 

Ralf Streck Donostia - San Sebastian den 16.7. 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 250: So, 16.9.2001 


